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Heinrich v.Gagern.
17991880.

Heinrich Wilhelm Auguſt Freiherr von Gagern, Sohn des
Frhrn. Hans v. G., der auf dem Wiener Congreß eine große Rührigkeit und
bedeutenden Einfluß entwickelte und namentlich durch Treitſchke's ſchöne
Charakteriſtik (Hiſtoriſch-politiſche Aufſätze, Bd. D) auch heute noch weiten
Kreiſen lieb und werth iſt, wurde geboren am 20. Auguſt 1799 zu Baireuth
und ſtarb am 22. Mai 1880 zu Darmſtadt. Die Familie ſtammt aus Rügen,
iſt mit Karl XII. an den Rhein gekommen, wo dannein Zweigdurch Hei—
rathen mit rheiniſchen Familien mannichfaltigen Beſitz erwarb. Der Groß—
vater von Hans v. G. warein angeſehenes Mitglied der oberrheiniſchen
Reichsritterſchaft. Er vertrat ſie bei ihren letzten Rechtshandlungen auf dem
Congreß in Raſtatt. Hans v. G. war mit 21 Jahren höchſter Beamter des
Hauſes Naſſau-Weilburg und vermählte ſich damalsmitderkatholiſchen Freiin
v. Gaugreben. Die Söhne folgten nach dem Ehevertrag der evaängeliſchen
Confeſſion des Vaters, die Töchter der katholiſchen der Mutter, aber in der
freien Luft jener Tagehinderte dieſer Unterſchied nicht, daß ein reiches und
herzliches Familienleben erblühte, der einfach fromme Sinn des Hauſes half
über die Gegenſätze der Kirchen hinweg. Von denzahlreichen Kindern iſt
außer Heinrich vor allem der älteſte Sohn Friedrich im öffentlichen Leben
hervorgetreten, ferner noch ein jüngerer Bruder Max. Erwarebenfalls von
nationaler Begeiſterung erfüllt wie die älteren Brüder, unterſchied ſich aber
von ihnen durch eine Neigung zum Katholicismus, die namentilich ſeit 1837
ſtärker auftrat, und durch eine mehrmittelalterliche Auffaſſung der politiſchen
Verhältniſſe. Heinrich v. G. ſagte von ihm,erſei faſt ein deutſcher Legitimiſt
zu nennen. Dasſollte heißen, daß Max die Erneuerung von Kaiſer und Reich
wie ein geſchichtlich begründetes aber auch in gewiſſer Weiſe gebundenes Recht
der Natur behandelte und weniger Gewicht auf die parlamentariſche Entwick—
lung legte, die den älteren Brüdern „als die Vorbedingung der Zeit, als der
Weg zum Ziel undals die Farbe der Familie galt“.

Heinrich v. G. genoß trotz der ſchweren Zeiten, die den Vater in häufigen
Reiſen wegführten und das Haus in Weilburg oft mitfranzöſiſcher Ein—
quartierung erfüllten, eine reiche und glückliche Jugend und eine gute Schul—
bildung. Dietrefflichen Lehrer des Weilburger Gymnaſiums, die er uns in
ſeinem „Leben des Generals Friedrich von Gagern“ſchildert, und der Einfluß
des Vaters, „des ſanften Weiſen“ — des

Auge zugewandt dem Lichte, Erkennt des ew'gen Lenkers Spur
Im offnen Buche der Natur Undin den Büchern der Geſchichte —

haben ihn frühzeitig vorbereitet für die Studien und ihm dabei die beſtimmte
Richtung auf das Vaterland gegeben. Capeéssite rempublicam, dienet dem
Lande, war die Loſung, die der Vater durch Wort und Vorbild ſeinen
Söhnen gab.

Heinrich trat zu dem Bruder Friedrich — namentlich während eines
gemeinſamen Aufenthalts in Darmſtadt 1828/24 — inein beſonders nahes
Verhältniß. Er ſah zu ihm, der inholländiſchen Dienſten zu den höchſten
Aemtern aufſtieg und in allen Erdtheilen heimiſch war, mit Stolz empor,
aber Friedrich urtheilte ſchon 1888, daß Heinrich mehr als alle anderen
Brüder „Charakter, Muth und hohe Geſinnung gezeigt“ habe (Leben des
Generals Fr. v. G. II, 298). G.hatte trotz ſeiner Jugend bei Waterloo
mitgefochten und wurde leicht verwundet wie der Bruder Fritz ſchon zwei Tage
vorher bei Quatre-Bras, er ſtudirte dann in Göttingen und Jena, diente
ſeit 1821 in der Juſtiz und in der Verwaltung des GroßherzogthumsHeſſen,
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wurde 1829 Regierungsrath und 1882 miteinereinflußreichen Stellung in
den Miniſterien des Innern und der Juſtiz betraut. An den politiſchen
Kämpfen betheiligte er ſich zuerſt 1827 und zwar miteiner Schrift „Ueber
die Verlängerung der Finanzperioden und Geſetzgebungslandtage“, welche den
Antrag bekämpfte, ſtatt der bisherigen dreijährigen Finanzperioden ſechsjährige
einzuführen. G. rühmt hier die repräſentaätive Verfaſſung als ein Mitlel
„die Kräfte und Gewalten im Staate, das monarchiſche, ariſtokratiſche und
demokratiſche Element zu begrenzen“. 1882 wurdeer für Lorſch in den Land—
tag gewählt, der trotz der kleinen Verhältniſſe des darmſtädtiſchen Landes ein
wichtiger Schauplatz für den Kampf der Meinungen um die Grundlagen
politiſcher Freiheit in Deutſchland geweſen iſt. Gwar in kräftiger Weiſe
für die conſtitutionelle Ordnung eingetreten und wurde nun nach Auflöſung
des Landtags penſionirt. Er hatte nur geringes Vermögen — denn der Vater
hatte einen erheblichen Theil ſeines Beſitzes auf dem Wiener Congreß mit
Repräſentationspflichten verbraucht und von ſeinem Fürſten, dem König der
Niederlande, keinen Erſatz dieſer Auslagen erhalten. Trotzdem nahm G.ſeinen
Abſchied und wurde Landwirth, um in dem folgenden Landtag (1888/86) den
Kampf gegen die rückſichtsloſe Gewaltthätigkeit der Regierung unabhängig
weiterführen zu können. Mit dem Kampf umdieTagesfragen deskleinen
Landes verband G. die Rechtfertigung der nationalen Bewegung, die damals
durch das Hambacher Feſt, den Frankfurter Putſch und ähnliche Thorheiten
der Radicalen und der Brauſeköpfe bei den ruhiger Denkenden in Verruf
gebracht zu werden drohte und gewann raſch einen mit Verehrung genannten
Namen.

In dieſen wegenderkleinlichen Verhältniſſe doppelt ärgerlichen Kämpfen
war es ihm Troſt und Stütze bei dem Vater und den Brudern Verſtändniß
und affene Ausſprache zu finden, wenn manauch keineswegs immergleicher
Anſicht war. „In Sachen der Meinung“, ſchrieb Fritz am 8. März 1888,
„ſind Vater und Sohnnichtſolidariſch verpflichtet/. Aber man wußte, daß
jeder die rechte Meinung ſuche. Daspolitiſche Intereſſe war nicht auf Deutſch⸗
land beſchränkt, die Familie hatte nach allen Seiten reiche Beziehungen, aber
von beſonderem Intereſſe iſt ihr Briefwechſel doch für die Beurtheilung der
deutſchen Entwicklung und des Eindrucks, den Ereigniſſe wie der Kölner Kirchen⸗
ſtreit und der hannoverſche Verfaſſungsbruch auf wichtige Kreiſe des Volkes
machten. Der Vater wünſchte, ſein Heinrich möge éetwas vorſichtiger auf⸗
treten, aber der Bruder Fritz ſchrieb: „Heinrich hat ſeine Unabhaͤngigkeit
theuer genug erkauft; durch ein ſchwankendes Juste-Milien würde er Nie—
manden gewinnen“. Erbilligte namentlich (1837) auch ſein Votum für die
Einführung des franzöſiſchen Gode in ganz Heſſen, da doch ein Geſetzbuch für
ganz Deutſchland zur Zeit nicht zu hoffen ſei (Leben II, 262), beſtärkte ihn
in ſeiner Haltung bei einem Beſuch auf Heinrich's Gute Monsheim (Leben
I 268) undfeierte ihn in einem Gedichte, das trotz der poetiſchen Form
theilweiſe mehr einer politiſchen Betrachtung gleicht, aber deshalb für die Be—
urtheilung der Anſichten der Brüder in jenen Tagen (1888/89) um ſo lehr⸗
reicher iſt. Es enthält namentlich eine zornige Anſprache an die deutſchen
Fürſten, deren Mund die Freiheit pries, ſo lange des Schickſals Schalen
ſchwankten, deren Uebermuthſich aber vermeſſen erhob, ſobald die Zeiten der
Noth vorbei waren.

Nur eine deutſche Fahne ſollte wehen
Vom Oſtſeeſtrand bis zu der Alpen Höhen
Und unſre Loſung war: EinVeutſchlaͤndſei,
Ein Vaterland — groß, mächtig,einig,frei
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Aber die Fürſten klagen, das deutſche Volk ſei nicht mehr zu lenken, ſeit es durch
die Siege über Napoleon zum Selbſtgefühl erwacht ſei. Sie wollen die Altäre
zerſtören, auf denen dem „vaterländiſchen Götzen“ das Opfer brennt. Deshalb
ſind ihre Stunden gezählt. „Sie ſind gewogen undzuleicht befunden.“

ſſe knieen,
Dem Rufdes Vaterlandes taub,
Vor fremden Herrſchern in den Staub,
Die ihrem DaſeinFriſt verliehen.
Getroſt die Fürſtenehre zu verlieren
Sind ſie zufrieden, wenn ſie nurregieren. (II, 309.)

— Bruder Heinrich aber preiſt der Dichter als den feſten Hort des heiligen
Rechts.

Du,denderFlitternichtbeſticht,
Du, den der Fürſten Zornnichtſchreckt,
Du, den der Schild der Ehre deckt ..
O laß nicht ab, zu ringen und zu wagen ..
Magkluge Feigheit nach dem Kampfpreis fragen,
Wo Ehreruft, iſt Kampf des Tapfern Luſt.
Wennalle auch ſchon muthlos zagen,
Den Beſten ſelbſt die Hoffnung ſchwand, —
Duſollſt dann noch mit feſter Hand
Des Rechtes fliegend Banner tragen.

Die Thätigkeit Gagern's im heſſiſchen Landtage verdiente eine ausführ—
liche Darſtellung, ſie würde uns nicht nur die Entwicklung ſeiner politiſchen
Laufbahn zeigen, ſondern auch das verbreitete Vorurtheil widerlegen, als ſei
das conſtitutionelle Leben dieſes Kleinſtaates zu unbedeuiend, um Aufmerkſamkeit
zu verdienen. Sokleinlich vielfach die Gegenſtände waren, um die gekämpft
wurde, Männerwie Rotteck, Welcker und Beck in Baden, Gagern und Glaubrech
in Heſſen, Stüve in Hannover gaben dieſen Kämpfen ſchon an ſich Bedeutung.
Undvorallem iſt nicht zu vergeſſen, daß dieſe parlamentariſchen Kämpfe bei
dem die beiden Großſtaaten beherrſchenden Abſolutismus eine allgemeine Be—
deutung hatten. Sie zeigten den Weg der nothwendigen Entwicklung undſie
erhielten den Glauben an die Zukunft Deutſchlands und an die Möglichkeit
monarchiſcher Ordnung lebendig, ohne den der Radicalismus alle anderen
Elemente fortgeriſſen hätte. Solche Schilderung könnte aber nur in einer
ausführlichen Biographie gegeben werden. Hier mag es genügen, daß Gagern's
Aeußerung: „die Partei, welche gegenwärtig die Geſchäfte im Großherzogthum
führe“, als eine Beleidigung der Regierung gedeutet wurde und den Vorwand
zu einer Auflöſung des Landtags gab, die G. dann im folgenden Landtag
am 9. Mai 1834 in einer viel bewunderten Rede als ein ſchweres Unrecht
charakteriſirte. Er behandelte hier die Grundſätze des conſtitutionellen Staats—
princips und widerlegte zugleich die Anſicht, daß die Deutſchland erfüllende
politiſche Bewegung eine Nachahmung derfranzöſiſchen Julirevolution ſei.
Die Elemente jener Bewegung waren früher gegeben. Die Bundesverfaſſung
erfüllte die Hoffnungen nicht, die das deutſche Volk ſeit den Befreiungskriegen
gehegt hat. Der gebildetere und größere Theil der Nation verlangt eine
andere Form der Einigung.

Vielleicht die größte Wirkung erzielte er aber (1836) mit einer Rede für
das rheiniſche Recht der Provinz Rheinheſſen. „Die Provinz Rheinheſſen“,
ſagte er, „iſt keine von dem Großherzogthum Heſſen eroberte Provinz, der man
gegen ihren Willen, ohne die öffentliche Meinung zu fragen, mit Gerechtigkeit
dasGeſetz des ehemaligen Mutterlandes auferlegen könnte“. Indieſer ſchein⸗
bar nur ſpöttiſchen Wendung lag ein in echter Staatsgeſinnung wurzelnder
Proteſt gegen das Ungehörige, daß eins dieſer in den Kataſtrophen der napo—



Nachtrag: Gagern. 657

leoniſchen Zeit durch den Zufall der Aufhebung entgangenen Territorien,
denen zum wahrhaften Staate die elementarſten Vorbedingungen fehlten, mit
dem ſchweren Grundſatz der Staatsraiſon das Rechtsgefühl eines erheblichen
Theiles ſeiner ihm kürzlich zugeſchlagenen Bevölkerung vergewaltigen zu dürfen
glaubte.

Und zur Rechtfertigung ſeiner Forderung, das Juſtizweſen im Sinne
der Oeffentlichkeitund Mündlichkeit zu reformiren, ſcheute er nicht zurück vor
der folgenden ſcharfen Anklage: „Die Juſtiz und ihre Organeſtehen nicht ſo
iſolirt, unabhängig wieeinſich ſelbſt regierender und erneuernder Staat im
Staate dar, ſie iſt ein vielfach eingreifendes und durch verſchiedene Kräfte
und Einflüſſe in Bewegung geſetztes Glied der geſammten Staatsmaſchine.
Das Bild der Themis, verſteinert auf hohem Throne, die Waage und das
Schwert in den Händen, mit verbundenem Augeſitzend, unzugänglich von den
Seiten, allein mit den Rechtſuchenden beſchäftigt, — diesiſt eine Allegorie,
welcher die Wirklichkeit nicht entſpricht. Das Richterperſonal iſt abhängig von
dem Einfluß der höheren Staatsgewalt und nur zu häufig geneigt dem ver—
meintlichen Bedürfniſſe dieſer Staatsgewalt entgegenzukommen“. Mag man
heute über manche Mängelder Geſchworenengerichte klagen, was G. damals
forderte, war in dringenden Bedürfniſſen der Zeit begründet, und der Frei—
muth, den er dem gewaltthätigen Abſolutismus gegenüber bewährte, war be—
gleitet und beſchirmtvon einer vornehmen Form,die auch dem ſcharfen Vor—
wurf Eingang verſchaffte. Mit dieſem Landtag wardie erſte Periode von
Gagern's politiſcher Thätigkeit beendet, bis 1844 lebte er auf ſeinem Gute
Monsheim, der Politik gegenüber in ſtarker Iſolirung (Leben II, 561),
aber er begründete nun auch als Landwirth ſein Anſehen, ſodaß er 1837 zum
Präſidenten des Landwirthſchaftlichen Vereins in Rheinheſſen gewählt wurde.
Seit 1844 ließ er ſich von dem ſtärker werdenden Stromederpolitiſchen Be—
wegung, zumalſie auch den maßgebenden Staat Preußen ergriff, von neuem
in die Oeffentlichkeit ziehen. 1846 trat er wiederin die heſſiſche Kammer ein
und 1847 betheiligte er ſich zuſammen mit ſeinem Vater an der Gründung
der „Deutſchen Zeitung“ (am 8. Mai 1847). Die Haltung Friedrich Wil—
helm's IV. dem Vereinigten Landtag gegenüber erfüllte ihn mit der Sorge,
daß „der Monarchie nicht bloß ſondern auch der auf den preußiſchen Land—
tagen überwiegend vertretenen erblichen und Vermögens-Ariſtokratie tiefe
Wundengeſchlagen“ ſeien (Leben II, 678). Das große Vertrauen, dasſeit
den Befreiungskriegen die Vaterlandsfreunde auf Preußen ſetzten, und das
namentlich nach 1880 in Schriften von Paul Pfizer und Dahlmann einen
bedeutenden Ausdruck gefunden hatte, war nach Gagern's Ueberzeugung durch
die Behandlung, die der König dem Vereinigten Landtag angedeihen ließ, auf
das ſchwerſte erſchüttert.

„Die wohlbegründetſte und wohlmeinendſte Oppoſition, die je beſtanden
haben mag, warinſchulmeiſterhaftem Tone zurückgewieſen, geſcholten und den
Theilnehmern königliche Ungnade und Feindſeligkeit der Regierung zu erkennen
gegeben worden.. Mächtig war die Gährunggeſtiegen, und während Männer
von gemäßigten Meinungen, die nach keiner Seite hin mehr Gehör fanden,
ſich zurückzogen, hatte die öffentliche Meinung der Führung der Radicalen
immermehr anheimfallen müſſen (Leben II, 692).

Der Kampfgegen den Radicalismus war denn auch 1848 dieerſte und
ſchwerſte Aufgabe Gagern's und ſeiner Freunde, und in dieſem Kampfe hat
G. einen dauernden Sieg errungen. Die Regierungen wichen in denkleinen
Staaten überall vor dem erſten Anſturm der ungeregelten Volksmaſſen, ebenſo
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in Oeſterreich nach der Wiener Erhebung am 18. März und in Preußen nach
den Kämpfen des 18. März. Daßſich die tumultuariſchen Haufen wieder
zur Ordnung zwingen ließen und daß die Bewegung in geordnete Bahnen
geleitet wurde, das iſt vorzugsweiſe der Kraft und dem Anſehen der Männer
zu danken, die wie G. in Heſſen, Welcker, Baſſermann, Mathy in Baden,
Stüve in Hannover von den Regierungen bisher verfehmt und verfolgt worden
waren. „Andie Fürſten trat zunächſt die Erkenntniß heran —— wiegrob
ſie getäuſcht worden waren durch diejenigen, die ſie in dem Glauben erhalten
hatten, daß es nur eine Handvoll Factioſer ſei, welche gegen die beſtehenden
Zuſtände ankämpften“ (II, 681/82).

Zunächſt galt es den ſchwachen Keim einer Ordnungspartei, der 1847
mit der Gründung der „Deutſchen Zeitung“ durch Gervinus, Häuſſer, Mathy,
Baſſermann undihre Freunde gepflanzt war, zu pflegen. Dasgeſchahbereits
vor der Märzbewegung mit großem Erfolg durch die Verſammlung der Ge—
mäßigten Reformer in Heppenheim (10. Oct. 1847), an der auch G.theil—
nahm und durch den Antrag, den Baſſermann am 5. Februar 1848 im

Badiſchen Landtag auf Berufung eines deutſchen Parlaments einbrachte. G.
war mit dieſem Antrag, der durch die Berathungen in Heppenheim vorbereitet
war, völlig einverſtanden. „Bei der ſchon vor den Pariſer Februarereigniſſen
dumpf gährenden Bewegung im Volke“, ſagt er (Leben I, 687), „war mit
dem Verlangen nach einem deutſchen Parlamente ein großes Loſungswort ge—
geben; die monarchiſch-parlamentariſche Bundesſtaatspartei machte es zu ihrem
Ausgangspunkte“. G. bereitete einen ähnlichen Antrag in derheſſiſchen
Kammer vor, wurde aber von denPariſer Greigniſſen überholt undſtellte
nun am 28. Februar 1848 den Antrag, den Großherzog zu erſuchen in der
Bundesverſammlung dahin wirken zu wollen „daß unter ſo dringenden und
von Außen Gefahr drohenden Umſtänden und für die Dauerderſelben: 1. die
Sorge für den Schutz der äußeren und inneren Sicherheit Deutſchlands —
insbeſondere die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, des Heerweſens
und der Volksbewaffnung — in die Handeines Cabinets gelegt werde, deſſen
Miniſter dem interimiſtiſchen Haupt Deutſchlands und der Nation verant—
wortlich ſeien. 2. Daß das interimiſtiſche Haupt Deutſchlands Geſetzgebung
und Beſteuerung in Uebereinſtimmung mit einem Rath der Fürſten und einem
Rath des Volkes nach den weſentlichen Formen des repräſentativen Syſtems
ausübe und daß die Berufung der Nationalrepräſentation gleichzeitig mit der
Ernennung des Bundeshaupteserfolge.

Damit trat G. in die Bewegung des Jahres 1848 ein, die ihn dann bald
an die Spitze trug, und zwarenthielt dieſer Antrag bereits den Grundgedanken
der Politik, die G. in der Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 zumfreilich
zunächſt nur theoretiſchen Siege führte. Die Bewegung machte alsbald un—
geheuer raſche Fortſchritte. „Unter der einverſtandenen, wenn auch nicht verab—
redeten Leitung der monarchiſch-parlamentariſchen Bundesſtaatspartei ſetzten die
vier Forderungen: Preßfreiheit, Schwurgericht, Volksbewaffnung und deutſches
Parlament — inwelchemſich die Volkswünſche mit nie dageweſener Einmüthig-
keit concentrirt hatten, ihren Siegeszug durch ein Volk von 40 Millionen mit
unerhörter Schnelligkeit fort“ (Leben I, 690). Vordieſer Bewegung wichen
die Regierungen aller Orten in erſchreckender Hülfloſigkeit, die meiſten ohne
Kampf, Oeſterreich nach dem an ſich unbedeutenden Tumulte in Wien am
13. März. „Freiheiten wurden mit vollen Händen geſpendet“ (Leben II,
691) und esſteigerte ſich täglich die Gefahr, daß der Radicalismus die
Herrſchaft gewinne, aber G. erlebte nun, daß Preußen ſeine früheren ganz
in der Luft ſchwebenden Verhandlungen mit Oeſterreich über eine Bundes—
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reform in dem Patent vom 18. März mit den Grundgedanken der Baſſermann—
Gagern'ſchen Anträge vertauſchte; G. ſah in dieſem Patent die Verheißung ſeiner
kühnſten Hoffnungen. Er warjedoch überzeugt, daß es nothwendigſei, die hier
verheißenen Reformen ſo ſchnell wie möglich durchzuführen,„um gegen die von
Außen und von Innen drohende Gefahr in Rüſtung zu ſein; und weil, was in
der Gefahr ſich voranſtellt und erprobt, Ausſicht und Anſpruch auf Dauer hat“.
Durch Verhandlungen, die ſein Bruder Max mit dem preußiſchen Miniſter
v. Canitz führte (Leben II, 706 f. ſteht Canitz' Antwort vom 12. März) und durch
eine von Naſſau Asdehende Circulargeſandtſchaft ſüddeutſcher Staaten bei den
übrigen Regierungen (II, 698 u. 704ff) hatte G. ſchon vorher in dieſem Sinne ge—
wirkt, nun aber mußte er ſeine ganze Kraft aufbieten, um derſich in weiten
Kreiſen ausbreitenden Stimmung entgegenzutreten, daß der König von Preußen
durch den blutigen Kampf gegen ſein Volk am 18. März und durch ſeine Haltung
an den folgenden Tagen des Vertrauens unwürdig geworden ſei, das ihm das
Patent vom 18. Märzin allen Theilen Deutſchlands erworben hatte (Deutſche
Zeitung vom 27. März 1848, theilweiſe abgedruckt Leben II, 719 f.). G.
fürchtete, daß dieſe Stimmung zu einer Spaltung von Nord- und Süddeutſch—
land führe; er ſagte im heſſiſchen Landtag am 24. März (Leben I, 718 f.):
„Es handelt ſich nicht um Sympathien für Perſonen, ſondern ich rede von
den Forderungen einer geſunden Politik. Ich frage, ob die Exreigniſſe der
letzten Tage uns beſtimmen können, der Krone PreußendieRollejetzt nicht
mehr zuzugeſtehen, die eine geſunde Politik ohne perſönliche Sympathie bisher
ihr zugeſtanden hat, und dieſe Frage glaubte ich verneinen zu müſſen. Man
bietet in Preußen die Hände zum Frieden und zur Verſöhnung denen, mit
denen man eben in heißer Schlacht gekämpft hat. Wenn dies auf dem
Schlachtfeld möglich war — — haben wirnicht erhöheten Beruf die Auf—
regung zu beſchwichtigen, Verſöhnung zu vermitteln undeingedenk zu ſein,
daß wir alle zuſammenſtehen müſſen, um den Bau aufzuführen des einigen

Reichs, auf der Grundlage der Freiheit und der Liebe zum Vater—
ande“.

Die Stelle iſt bezeichnend für die Art von Gagern's Beredſamkeit, für
das echte, von der Liebe zur Sache getragene Pathos, mit dem er die Hörer
zwang ihm zufolgen. Hierfreilich konnte er nicht einfach ſiegen. Die wider—
ſpruchsvolle Haltung Friedrich Wilhelm's IV. wurde namentlich im Weſten
und Süden allgemein verurtheilt und dadurch gewann das herkömmliche Miß—
trauen gegen Preußen zu große Verſtärkung. „Die Mengeabſtrahirt nicht
von den Perſonen auf die Sache. Preußen andie Spitze der deutſchen Dinge
ſtellen heißt ihr nichts anderes, als den König von Preußen andieſe Spiße
ſtellen“ ſchrieb in jenen Tagen die Deutſche Zeitung (Leben II, 720). G.ſah
in ſolchen Aeußerungen eine Schädigung der guten Sache und empfand es
deshalb um ſo ſchmerzlicher, daß Preußen nun nichts that, um die Zuſage des
Königs vom 21. März wahrzumachen: „Ich übernehmeheute dieſe Leitung
(der deutſchen Fürſten und Völker) für die Tage der Gefahr“.

G. wurde damals (6. März) als Miniſter an die Spitze der Regierung Heſſen—
Darmſtadts berufen, aber waser auch hier leiſtete, bedeutender war doch die
Thätigkeit, die er als freier Politiker in den allgemeinen Angelegenheiten Deutſch—
lands entfaltete. Von der Heidelberger Verſammlung, die am 5. März zuſammen—
trat, um die Bewegung in geordnete Bahnen zu leiten, wurde G. in den Siebener—
Ausſchuß gewählt, der eine vollſtändige Verſammlung von Männern des Ver—
trauens aller deutſchen Volksſtämme veranſtalten ſollte, die eine „in allen
deutſchen Landen nach der Volkszahl gewählte Nationalvertretung“ vorbereite.
Der Ausſchuß lud die Mitglieder der deutſchen Landtage, ſowie die Bürger—
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meiſter und die Mitglieder der geſetzgebenden Körper der freien Städte,
die Stadtverordneten der preußiſchen Städte — als Erſatz für die durch ihre
gleichzeitige Tagung verhinderten Mitglieder des Vereinigten Landtages —
und endlich mehrere ſonſt politiſch hervortretende Männer auf den 30. März
nach Frankfurt ein. In dieſem „Vorparlament“ gewann Heinrich v. G. als—
bald bedeutenden Einfluß. Peter Reichenſperger, der keineswegs zu ſeiner
Partei zählte, ſchrieb ſpäter (Erlebniſſe eines alten Parlamentariers im Revo—
lutionsjahre 1848, Berlin 1882): „Die hervorragendſte Perſönlichkeit der
Verſammlung warunbeſtreitbar H. v. Gagern, — ein Mannvonhoher,
kräftiger Geſtalt und edler Haltung mit einem Jupiterkopf, dem auch die
mächtigen Augenbrauen nicht fehlten. Sein innerer Werthentſprach dieſer im—
ponirenden äußeren Erſcheinung. Er warmitfeſtem praktiſchem Blicke, ſowie
mit einfacher, männlicher Beredſamkeit und einer Vaterlandsliebe ausgeſtattet,
die in ihrer Vereinigung vielleicht um ſo zündender wirkten, weil ſie einen
gewiſſen jugendlichen Enthuſiasmus nicht ganz verleugneten“. Die Ver—
fammlung hatte keine rechtlich begründete Befugniß, aber ſie genoß ein un—
gemeines Anſehen, die einzelnen Regierungen und namentlich der Bundestag
beeilten ſich den Beſchlüſſen des Vorparlaments entſprechende Erlaſſe zu ver—
künden, und ſo wurden denn alsbald die Wahlen zur deutſchen National—
verſammlung nach Wahlgeſetzen vollzogen, die den von dem Vorparlament
beſchloſſenen Grundzügen entſprachen. Auf dem Vorparlament wurde auch
die erfte Schlacht zwiſchen der monarchiſchen Partei und den Radicalen ge—
ſchlagen, als der verhärtete Fanatiker Struve den Antragſtellte, die Mon—
archie nebſt dem Soldaten- und Beamtenheere abzuſchaffen und weiter, daß die
Verſammlungvereinigt bleiben ſolle, „bis ein freigewähltes Parlamentdie
Geſchicke Deutſchlands leiten kann“. Da die Radicalen mit dieſem Antrage
unterlagen, entfeſſelten Struve und Hecker am 12. April im badiſchen See—
kreis einen Aufſtand, der von badiſchen und heſſiſchen Truppen am 20. April
durch ein Gefecht bei Kandern mit leichter Mühe zerſtreut wurde. Aber bei
dieſein Kampfe fiel der General Friedrich v. Gagern, der gerade auf Urlaub
in Deutſchland weilte und auf Bitten der badiſchen Regierung für einige Zeit
das Commando übernommen hatte. BadenwarinVerlegenheit, man bedurfte
eines Mannes von Ruf, und Friedrich v. Gagern hielt es für Unrecht, in
ſolcher Stunde ſich dem Vaterlande zu verſagen, obſchon er nicht einmal Zeit
hattie, die Zuſtimmung ſeines Königs zu erhalten. Heinrich v. G. empfand
den Verluſt des welterfahrenen und allezeit getreuen Bruders gerade in dieſen
ſchweren Zeiten ſehr tief, und der Schmerz wurdevermehrtdurch dienicht
ohne einen gewiſſen Anſchein der Wahtheit verbreitete Auffaſſung, daß der
General verrätheriſcher Weiſeerſchoſſen ſei.

Am 18. Mai wurdedie deutſche Nationalverſammlung eröffnet. Dieſe
Sitzung verlief unter der Leitung eines Alterspräſidenten ſo unruhig, daß
manche an der Möglichkeit eines gedeihlichen Arbeitens verzweifelten; am
folgenden Tage (19. Mai) wurde Heinrich v. G. zum proviſoriſchen Präſi—
denten erwählt und er gab der Verſammlung ſofort die Ordnung und die Zu—
verſicht zurück. Zwei ſo ganzverſchiedenartige Menſchen wie der jugendliche
Rudolf Haym undderſcharfe Spötter Detmold hatten darüber den gleichen Ein—
druck. Haym,derin jenen Sitzungen einer der Secretäre der Nationalverſamm—
lung war, ſchrieb: „Die durch die Stürmedeserſten Tages Niedergeſchlagenen
ſchöpften friſche Hoffnung, als Heinrich von Gagern den Präſidentenſtuhl ein—
nahm. Wüuürde und Anſtandbreiteten ſich auf einmal über die Verſammlung
aus, die Leidenſchaften ſchienen plötzlich niedergehalten und aus Verwirrung
und Ungeſtümtauchte ein feſter Punkt hervor, als eine Leitung, umgeben von
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dem Glanzeſittlicher Würde gewonnen war“ (Diedeutſche Nationalverſammlung,
S. 9 ff.)Detmold aber ſchrieb (am 20. Mai) an Stüve: „Mit dem Augen—
blich, daß Gagern den Vorſitz übernahm, kam ein anderer Geiſt über die ganze
Verſammlung. Gagern's Erwählung wareinentſcheidender Schlag“. Es
war ein Sieg überdie nicht ſehr zahlreiche aber entſchloſſene und durch die
Schreier der Galerie unterſtützte Partei der Republikaner, der aus der Maſſe
der Unſichern und Halben leicht Stimmen zufielen. G. gewanndieſen Sieg,
indem er in der Anſprache bei Annahme der Wahl die die Verſammlung
leidenſchaftlich erregende Frage beſeitigte, ob die Verſammlungbefugtſei, die
Verfaſſung des deutſchen Reichs ſelbſtaͤndig zu ſchaffen oder ob ſie ſie mit den
Regierungen vereinbaren müſſe. „Wir haben“, ſagte er, „die größte Aufgabe
zu erfüllen: wir ſollen ſchaffen eine Verfaſſung für Deutſchland, für das ge—
ſammte Reich. Der Beruf und die Vollmacht zu dieſer Schaffung, ſie liegen
in der Souveränität der Nation. Den Beruf und die Vollmacht dieſes Ver—
faſſungswerk zu ſchaffen, hat die Schwierigkeit in unſere Hände gelegt, um
nicht zu ſagen die Unmöglichkeit, daß es auf anderem Wege zu Stande kommen
könnte. Die Schwierigkeit, eine Verſtändigung unter den Regierungen zu
Stande zu bringen, hat das Vorparlament richtig vorgefühlt und uns den
Charakter einer conſtituirenden Verſammlung vindicirt. Veutſchland will eins
ſein, ein Reich, regiert vom Willen des Volkes, unter der Mitwirkungaller
ſeiner Gliederungen. Dieſe Mitwirkung auch den Staatenregierungen zu er—
wirken, liegt mit in dem Beruf dieſer Verſammlung“.

G. erkannte hier den Grundſatz der Volksſouveränität an — deſſen offene
Verwerfung damalsebenſo tobende wie nutzloſe Stürme veranlaßt haben würde.
Aber er bezeichnete dieſen Grundſatz zugleich als ein Nothrecht undſtellte es
als ſelbſtverſtändlich hin, daß die Nationalverſammlungſich verpflichtet fühle
die Mitwirkung der Regierungen herbeizuführen. Ertrafdie mittlere Linie,
auf der ſich die ſtreitenden Anſichten ſoweit beruhigten, daß die Verſammlung
in die Arbeit eintreten konnte. Am 30. Mai wurde G. denn auch miteiner
überwältigenden Majorität, 499 von 518 Stimmen, für den Juni und dann
alle Monat wieder zum Präſidenten gewählt, bis er am 17. December das
Amtniederlegte und das Präſidium des Reichsminiſteriums übernahm. Sein
Anſehen behauptete ſich auch in den ſchwierigſten Lagen und es gelang ihm,
den Ruhm der unparteiiſchen Geſchäftsführung mit einer führenden Stellung
in der Erbkaiſerpartei zu vereinen, wenn esgelegentlich auch an Beſchwerden
und Angriffen nicht fehlte. Namentlich von Karl Vogt, Weſendonck und
Grävell ſind ſolche Klagen erhoben (Stenogr. Berichte S 1922, 1926, 2290
und 2862), aber G. wußte ſie mit Ruhe zu erledigen, theils ſofort, theils
durch Ueberweiſung an die zuſtändige Commiſſion. Wo es Noththat, ent—
wickelte er auch rückſichtsloſen Ernſt. Einen Antrag, der eine Verhöhnung der
Verſammlungeinſchloß, nannte er eine Frechheit. Er ſagte dies zwarnicht
als Präſident, ſondern unter dem Vorſitz des Vicepräſidenten Simſon, aber
er führte dieſen Schlag zur Vertheidigung der Ordnung undſetzte dabei un—
mittelbar ſeine Stellung als Präſident aufs Spiel. Er führte den Kampf
auch glücklichzu Ende. Das Präſidium ging geſtärkt daraus hervor (Sten.
Berichte S. 2435 ff. u. 2634 ff.). G.hatte eine bedeutende Gabe für das Amt,
er hatte den Blick für das Weſentliche, kannte die Geſchäftsordnung und wandte
ſie mit Ruhe an: aber darin lagdoch nicht das eigentliche Geheimniß ſeines
Erfolgs als Präſident. Darin waren ihm Andereeher überlegen, namentlich
ſein Nachfolger Eduard Simſon. Dies Geheimniß lag vielmehr in der ganzen
Perſönlichkeit. „Selten iſt“, ſchreibt Georg Beſeler (Erlebtes und Erſtrebtes,
S. 60), der in ganz beſonderer Weiſe zum Urtheil über dieſen Punkt berufen
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war, „eine Perſönlichkeit von der Natur ſo reich ausgeſtattet worden, um die
Herzen der Menſchen zu gewinnen wiedieſer Mann,dermiteinerritterlichen
impoſanten Erſcheinung der Sitten Freundlichkeit verband. Erbeſaß echte
Vaterlandsliebe, Adel der Geſinnung, ein tapferes Gemüth, eine ſeltene Macht
der Rede ... Durch ſo große Gabenbeherrſchte er als Präſident die Ver—
ſammlung, während ſeine formale Geſchäftsführung manches zu wünſchen
übrig ließ“. Mehr in das Einzelne gehend begründet Rob. v. Mohlin ſeinen
Lebenserinnerungen IL, 62 f. ein ganz ähnliches Urtheil. Gagern's „Vor—
ſchläge zur Abſtimmung ließen manchem Einwande Raum undgaben häufig
Veranlaſſung zu langem und unexrquicklichem Streit“, auch warernichtſelten
zu heftig, „er war endlich nicht die verkörperte Unparteilichkeit, denn auch als
Vorſitzender ließ er ſolche, welche er dem Vaterlande für verderblich und für
unehrlich erachtete, Abneigung und Verachtung lebhaft fühlen. Gagern's Ver—
dienſte und Einwirkungsmittel lagen anders. In ihm kraten überwältigend
hervor die Großartigkeit der ganzen Erſcheinung nach Körper und Seele; der
hohe ſittliche Ernſt, die Gewalt des tönenden Wortes und des ſtrengen Ord—
nungsrufs, der kühne Entſchluß im ſchwierigen Augenblicke. Die würdige
Haltung, das vornehme Weſen, dieFeſtigkeit des Vorſitzenden zierten nicht
nur die Verſammlung, ... ſondern dieſe Tugenden zogen die Verſammlung
ſelbſt anfänglich in dieſelbe Bahn, auf dieſelbe Höhe. Nur ſehr wenige ganz
gemeine Naturen entwandenſich in den ſchöneren Tagen der Paulskirche dieſem
Einfluſſe und es war nicht nur eine Geſchäftsmaßregel, ſonderneineſittliche
Schande, wen ein Ordnungsruf Heinrich Gagern's traf“.

Größere Reden hielt G. ſelten, ſchon um der Leitung der Verſammlung
ſeine Kraft widmen zu können, aber auch bei Verhandlungen,in denenerſich
ſo zurückhielt, hatte er auf die Entſcheidung großen Einfluß, er lenkte die
Verſammlung an „unſichtbaren Fäden“, wie ein Beobachter ſagte. Beiwich—
tigen Fragen ſchauten Viele auf ihn, wünſchten durch ihn geleitet und gedeckt
zu ſein. In dem verzweifelten Kampfe um den Malmöer Waffenſtillſtand
glaubte der ihm damals ſchon keineswegs mehrbeſonders freundliche Detmold
doch, daß nur G. die verfahrene Sache retten könne (Brief vom 183. Septbr.).
G. hat denn auch wirklich durch ſeine Rede einige Male ganz ungemeine Er—
folge davongetragen. Als er am 24. Juni in den Kampf um die Wahleines
Reichsverweſers eingriff, da folgte ſeiner Rede nach dem ſtenographiſchen Be—
richt: „ſtürmiſcher, lang andauernder Beifall von allen Seiten der Verſammlung
und von den Galerien“. G.befriedigte hier die gegneriſche Linke, indem er
ſagte: „Ich thue einen kühnen Griff und ich ſage Ihnen: wir müſſen die
proviſoriſche Centralgewalt ſelbſt ſchaffen“. Aber er beruhigte zugleich die
rechte Seite, indem er dies nur als eine Sache der Zweckmäßigkeit erklärte.
„Ich würde es bedauern, wenn es alsein Princip gälte, daß die Regierungen
in dieſer Sache gar nichts ſollten zu ſagen haben.“ Er empfahl dann die
Wahldes Erzherzogs Johann vonOeſterreich, ohne ſeinen Namen zu nennen
und meinte, auch die Linke werde dieſer Perſönlichkeit ihre Stimme geben
können „nicht weil es, ſondern obgleich es ein Fürſt iſt“. Der Kampf um die
Centralgewalt war damit nicht zu Ende, noch vier Sitzungen hindurch tobte
er, aber der Sieg blieb dem Vorſchlag Gagern's. Sein Vorgehen fandnicht
durchaus die Billigung ſeiner Freunde, und mancher, der ihm ſonſt naheſtand,
war der Anſicht, daß ſeine Rede ein ſtarker Ruck nach links ſei (Haym's
Brief an Hanſemann), aber unzweideutig erſchien G. damals als der Führer
der Verſammlung undnicht bloß der ihm näher ſtehenden Partei. Alsſich
dann in Preußen eine nicht ungefährliche Verſtimmung über die Wahlzeigte,
da ſprach G. (in der Dankrede bei ſeiner vierten Wiederwahl zum Präſidenten
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am 31. Juli 1848, Sten. Ber. S. 1277) getroſt das ſtolze Wort: „Der
Genius der Nation verläßt uns nimmer. Der Steuermannaufdieſer Stelle
kann mitſchlafferer Hand das Ruder führen und doch wird das Schiff dem
großen Ziele glücklich entgegenſegeln, das uns geſteckt, dem großen Ziele, zu
dem wir zwar noch Strecken vor uns zu durchfahren haben, ehe wir es er—
reichen; aber das wir erreichen werden trotz aller Shhwierigkeiten und Hinder⸗
niſſe, di⸗ ihm entgegen ſich ſtemmen, das Zielder Befeſtigung der Freiheit,
der Gründung der Einheit des Vaterlandes. Alle Theile des Vaterlandes
werden diejenigen Opfer ihrer Selbſtändigkeit bringen, die nothwendig ſind,
damit dieſe Einheit möglich werde“. Dieſer ſtarke Glaube an Deutſchland
war ſeine Kraft, und der Muth, mitdemertrotz aller Schwächen und der
Irrungen Preußens an dieſem Staate und ſeinem Berufefeſthielt.

G. hatte urſprünglich beabſichtigt, am Schluß ſeiner Rede die Wahl des
Erzherzogs Johann durch Acclamation vorzuſchlagen, hatte es aber dann doch
nicht gewagt und er hat deshalb von einigen Freunden viel Vorwürfe hören
müſſen, allein nach ſolchen Kämpfen ſind die Urtheile ſelten zuverläſſig, und
auch das entſcheidet nicht, daß G. ſelbſt zugab darin gefehltzu haben. (Detmold's
Briefe an Stüve vom 24. und 26. Juni 1848. Detmold war von G.bei
ſeinem Plane zugezogen. Er war urſprünglich gegen den Plan der Accla—
mation, klagte aber nachher, daß G. durch ſein Zurückweichen alles verdorben
habe. Offenbar hatte er einen ſo ſtarken Eindruck von der Gewalt, mit der
Gagern's Rede die Verſammlung fortriß, daß er die Zuſtimmungfürſicher
hielt.) Werwill aber ſagen, ob die Stürme, die ein Antrag auf Acclamations—
wahlentfeſſelt hätte, geringer geweſen wären, als das Gezänkder folgenden
Sitzung, aus dem doch ſchließlich Gagern's Meinung ſiegreich hervorging. G.
hat mit ſeiner Rede unzweifelhaft die Entſcheidung der Frage auf dasſtärkſte
gefördert und — mandarf wolſagen — beherrſcht.

G. dankte die großen Erfolge (am 19. Mai und am 24. Juni) kluger
Rückſichtnahme auf die Empfindungen der Linken, undähnliche Klugheit ließ
er auch ſonſt walten. Sobeidenleidenſchaftlichen Scenen im Auguſt, welche der
Antrag entfeſſelte, die Wahl des wegen Landfriedensbruchs flüchtigen Hecker an—
zuerkennen, und unter den Septembertumulten in Anlaß des Malmöer Waffen—
ſtillſtands. Während der Verhandlungen über den Waffenſtillſtand (5. bis
16. Septbr.) hat er nur zur Leitung der Debatte geſprochen und um zu
bitten Maß zu halten. „Wirſprechen ſo oft von der Ehre Deutſchlands“,
ſagte er, „hier liegt die Ehre zunächſt darin, daß wir dieſe Verhandlungen
mit Würde vornehmen“ (Sten. Ber. S. 2065). Am 16. September ſtimmte
er mit der Majorität für die Erklärung: daß die Nationalverſammlung die
Ausführung des Waffenſtillſtands zu Malmönicht länger hindern wolle,
leitete am 18. September während des Aufſtandes die Verſammlung ſo ruhig,
als ob draußen nichts ſich rege, ließ die in der Form einer Petition ein—
geſandte Erklärung der wüthenden Volksverſammlung, welche ihnſelbſt mit
der geſammten Majorität vom 16. September für „Verräther des deutſchen
Volkes“ erklärte, verleſen und überwies ſie ohne weitere Bemerkung der
Petitionscommiſſion. Am 19. September erhob er ſich dann zu einer kurzen
aber inhaltreichen Rede. Er gab zunächſt der Entrüſtung der Verſammlung
Ausdruck über den Aufruhr und den ruchloſen Mordder beiden Mitglieder
der Nationalverſammlung, General v. Auerswald und Fürſt Lichnowsky, und
charakteriſirte dann den Aufruhr als den Ungehorſam verblendeter und irre—
geleiteter Menſchen gegen die Nationalverſammlung und alsein Verbrechen
gegen die Einheit des Vaterlandes. Kein Wortberührte dabei die heikle Frage,
wie weit Mitglieder der Nationalverſammlung ſelbſt an den Unruhen Schuld
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trügen, vielmehr ließ G. in die Worte des Zornes die Milde eines über—
legenen Geiſtes hineinklingen, der da weiß, daß der Friede nur aus dem Streit
geboren wird.

„Ich ehre alle redlichen Ueberzeugungen und ſo kenne ich gern die
redliche Ueberzeugung derer an, die geglaubt haben, es werde beſſer, dem
empfindlichen Gefühl für Nationalehre entſprechender ſein, wenn wir den Krieg
fortſetzten und den Frieden nicht anſtrebten.“ G. hatte wieder denrechten
Tongetroffen und ſein Einfluß wuchs, obſchon er damals bereits von der Linken
und von der großdeutſchen Partei ſehr heftig angefeindet wurde.

In dieſer Zeit kam der Rheinländer Hanſemann ausBerlin nach Frank—
furt und „der Verkehr mit den geiſtigen Häuptern der deutſchen Nation, die
er hier vereinigt ſah, war ihm eine wahre Erholung. Erfühlte es lebhaft,
wie viel höher das geiſtige Niveau dieſer Verſammlung als dasder preußifchen
ſtand“ (Bergengrün, Hanſemann, S. 572). Doch glaubte er, daß Gageru's
und ſeiner Freunde Ziel eines preußiſch-deutſchen Kaiſerthums eine Träumerei
ſei, er glaubte, daß ſich nur eine Verfaſſung mit einem Directorium, beſtehend
aus dem Kaiſer von Oeſterreich,dem Könige von Preußen und einem drikten
von den anderen gewählten Fürſten durchſetzen laſſe. Indeſſen wäredieſer
Vorſchlag nur durchführbar geweſen, wenn die Fürſten und insbeſondere
Oeſterreich eine Hingabe und Selbſtloſigkeit entwickelt hätten, die es nie ge—
zeigt hat und auch nicht haben kann. Derverſpottete Idealismus Gagern's
hat deshalb doch den rechten Weg gewieſen, wenn dasZielauch nicht im erſten
Anlauferreicht wurde.

Ausführlich entwickelte G. ſein Programm zuerſt am 26. October 1848
in der Debatte über die drei erſten Paragraphen der Reichsverfaſſung, indem
er das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland mit rückhaltloſer Deutlichkeit
beſprach und vor allem forderte, daß manſich über die Folgen der Beſchlüſſe
keinen Täuſchungen hingebe. „Iſt es mehr im Intereſſe Deutſchlands“, fragte
er, „daß das geſammte Deutſchland ſich nur ſo geſtalte, eine ſo laxe Einheit
eingehe, daß Oeſterreich ohne zur Trennung der Staatseinheit ſeiner deutſchen
mit den nichtdeutſchen Provinzen genöthigt zu werden unter gleichen Verhält—
niſſen wie die übrigen deutſchen Staaten dem Reich angehören kann? Oder
iſt es nicht im Geſammtintereſſe der Nation ſowohl Oeſterreichs als des übrigen
Deutſchlands, daß wenigſtens das übrige Deutſchland ſich feſter aneinander
ſchließe . . aber nichts deſtoweniger ein enges Bundesverhältniß zwiſchen
Oeſterreich und dem übrigen Deutſchland aufrecht erhalten werde?“ Soſcharf
aber auch G. dieſe Gedanken klarlegte, ſo ſuchten doch die meiſten Redner dem
Zwange der Thatſachen auszuweichen. Die Oeſterreicher namentlich ſprachen
von der Unmöglichkeit, nach Hauſe zu kommenmitder Nachricht, daß Oeſterreich
aus dem deutſchen Reiche ausgeſchloſſen ſei, und von der Gefahr, daß das
deutſche Element in Oeſterreich nach ſolcher Trennung von den zahlreichen Slaven
überwuchert werde. Andere wollten es Oeſterreich überlaſſen, „ſeine Rolle zu
finden“. (Sten. Ber. S. 2896ff.)

Inmitten dieſer leidenſchaftlichen aber doch vorwiegend vom Gefühl und
von kraftloſen Wünſchen beherrſchten Debatten forderte G. die ſchlichte An—
erkennung der Thatſache, daß Oeſterreich nicht in gleichem Verhältniß mit den
übrigen deutſchen Staaten dem deutſchen Reiche angehören könne, ohneſich
vorher aufzulöſen und daß eine ſolche Auflöſung weder wünſchenswerth noch
auch zu erwarten ſei. Aber er ſah, daß die Mehrheit zur Zeit ſich zu dieſem
Schritt noch nicht entſchließen konnte und er zog deshalb ſeinen entſprechenden
Antrag zurück, um die Zeit der Verſammlung nicht durch eine namentliche Ab—
ſtimmung nutzlos zu belaſten. „Die Löſung der Frage, wieich ſie von der Zu—
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kunft erwarte, habe ich nach meiner Ueberzeugungdarſtellen zu müſſen geglaubt.
Bis zur zweiten Abſtimmungüber die Verfaſſung wird die Nationalverſammlung
Gelegenheit haben, aus den Ereigniſſen und denentwickelten Anſichten ein
Reſultat zu ziehen“ (Sten. Ber.S. 2916). Die Entwicklung der Dinge in Oeſter—
reich bildete denn auch ſeine beſte Unterſtützung, vorher freilich wurde das Ver—
trauen auf Preußen durch die ſchwankende Haltung der Regierung und dann durch
die mit der Vertagung der Berliner Nationalverſammlung und ihre Verlegung
nach Brandenburg (9. Nov. 1848) beginnenden Conflicte auf das ſchwerſte er—
ſchüttert. Die Reichsregierung ſandte zunächſt den Unterſtaatsſecretär Baſſer—
mann nach Berlin, um zwiſchen König und Volk zu vermitteln, und als
Baſſermann miteinem Bericht zurückkehrte, der die Regierungsmaßregeln im
weſentlichen als berechtigt und nothwendig erſcheinen ließ, ſandte ſie zwei
hervorragende Mitglieder des Parlaments, Simſon und Hergenhahn(vgl. die
Verhandlungen der 119. Sitzung d. deutſchen Nationalverſ. 20. Nov. Stenogr.
Ber. S. 3429 ff.). Dieſe Commiſſare überzeugten ſich in Berlin alsbald von
der Schwierigkeit der Aufgabe und waren der Ueberzeugung, daß wenn über—
haupt jemand nur G. vermitteln könne. Simſon fuhr deshalb nach Frankfurt
zurück und erwirkte die Sendung Gagern's, der dann am 26. und 27. November
mit dem Könige unterhandelte und zwar nicht nur über die preußiſchen Ver—
hältniſſe ſondern auch über die deutſche Verfaſſung. Am 80. November war
er dann noch zur Tafel geladen. Er ſuchte den König zu überzeugen, daß er
die Kaiſerkrone nicht ausſchlagen dürfe, aber der König beharrte auf ſeinem
ablehnenden Standpunkt. Perſönlich hatte er G. lieb gewonnen, nannte ihn
einen „deliziöſen“ Menſchen. „Esiſt nur ſchade, daß ich ihnnichtverſtehe,
denn er redet fortwährend in Begeiſterung und deren habeich ohnehin genug.
Ich verſtehe ihn nicht und er verſteht mich nicht.“ (Simſon S. 152. Wichtig
ſind die Mittheilungen von Jürgens, Verfaſſungswerk J, 316 ff., beſonders
318 und 3285, über dieſe Unterhandlungen, zum Theil nach Gagern's eigenem
Bericht.) Die Kreuzzeitungspartei, welche jede Verbindung Preußens mit dem
Frankfurter Parlament verwarf, gerieth in große Sorge. Leopold v. Gerlach
nennt G. freilich in ſeinem Tagebuche einen „ſentimentalen, philanthropiſchen
Schwätzer“ und berichtet mit Behagen eine angebliche Aeußerung der Königin
von Württemberg, G. habe in der Zeit ſeines Hierſeins die hochgetragene
Naſe um mehrere Zoll geſenkt: aber ſolche Bemerkungen können die Thatſache
nicht beſeitigen, daß G. damals in Berlin als eine Machtbetrachtet und
empfangen wurde. Andererſeits war es für G. von großer Bedeutung, die
Berliner Verhältniſſe aus eigener Anſchauung kennen zu lernen, auf die er
den großen Plan einer deutſchen Verfaſſung gründen wollte: denn bis dahin
war G. noch niemals in Berlin geweſen. Dieſe Thatſache iſt typiſch für den
damaligen Verkehr zwiſchen den verſchiedenen Gebieten Deutſchlands, und in
dieſem Fremdſein lag eine Summe von Schwierigkeiten, die wir uns heute
kaum noch recht vorſtellen können.

Während G.in Berlin verhandelte, hatte Oeſterreich durch das in Kremſier
verkündete Programm vom 27. November 1848 erklärt, „alle Lande und
Stämmeder Monarchieſollten zu Einem großen Staatskörper“ vereinigt werden.
„Erſt wenn dasverjüngte Oeſterreich und das verjüngte Deutſchland zu neuen und
feſten Formen gelangt ſind, wird es möglich ſein, ihre gegenſeitigen Beziehungen
ſtaatlich zu beſtimmen.“ G. ſah darin mit Recht einen Beweis, daß Oeſterreich
bei der deutſchen Verfaſſung nicht weiter berückſichtigt werden könne (Brief
an Hergenhahn und Simſon, Eduard v. Simſon, Exinnerungen aus ſeinem
Leben, S. 146 f.) und zugleich empfing er bald nach ſeiner Rückkehr nach
Frankfurt die Nachricht von dem Erlaß der preußiſchen Verfaſſung vom
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5. December 1848, die den Beweisbildete, daß die Kreuzzeitungspartei fern
davon war, die preußiſche Politik zu beherrſchen, daß aber die Monarchie
wieder gefeſtigt ſei. Und einige Tage ſpäter erhielt G. zuverläſſige Mit—
theilungen über unzweideutige Erklärungen des preußiſchen Miniſterpräſidenten,
die ihn zu der Erwartung berechtigten, Preußen werde doch den Weg der
deutſchen Reform betreten, den G. mit der Majorität des Frankfurter Parla—
ments zu bahnenſich bemühte (Bericht e. Mitgliedes der deutſchen National—
verſ. über eine Unterredung mit dem preuß. Miniſterpräſidenten bei Simſon,
S. 153—160). Dieſe Thatſachen widerlegen die Beſchuldigung der Groß—
deutſchen und der ihnen verbundenen Demokraten, daß G. für die preußiſche
Spitze eingetreten ſei, obwol er gewußt habe, daß Preußenſich verſagen werde.
G. rechnete auf das Gewicht der Thatſachen, die ihn ſchon vor 1848 mit
Hoffnung erfüllt hatten und nun kamen ihm indenentſcheidenden December—
tagen jene Nachrichten, dazu gewiß noch manche ähnliche Ermunterungen, denn
es umgaben ihn ja Männer wie Max Duncker, Dahlmann, Rümelin. So
ergriff er denn mit dem ganzen Feuerſeines begeiſterten Weſens den Gedanken,
daß die Stunde gekommen ſei, die große Frage zu löſen und aus dentheo—
retiſchen Erörterungen über Trias und Monas, über Bundesſtaat und weiteren
Bund hinauszukommen aufden feſten Boden klarer Verfaſſungsbeſtimmungen.
Am 14. December wurdederOeſterreicher Schmerling von der ihn bis dahin
mit Eifer unterſtützenden und perſönlich verehrenden Majorität veranlaßt, der
ablehnenden Haltung Oeſterreichs Rechnung zu tragen und das Miniſterium
niederzulegen, das nun G. übernahm (über Schmerling's Stellung Jürgens 2,
120f.) Mancherlei Leute haben das damals und ſpäter als einen Fehler
getadelt. Dadurch ſei Schmerling erſt recht auf die Seite der Gegner gedrängt
worden. Allein Schmerling konnte keine Politik leiten, die dem Willen
Oeſterreichs und, ſeines Miniſteriums Schwarzenberg entgegen war, und Oeſter—
reich konnte und wollte keine Entwicklung der deutſchen Verhältniſſe dulden,
die über die loſen Formen des alten Bundes weſentlich hinausführte. Wollte
die Nationalverſammlung ihre Arbeit nicht ſelbſt aufgeben, ſo mußte ſie
fordern, daß die Reichsregierung jenen Tendenzen Schwarzenberg's entgegentrete.
Mantäuſche ſich auch nicht mit der Hoffnung, daß Schwarzenberg auf ein
Reichsminiſterium mit dem Oeſterreicher Schmerling größere Rückſichtgenommen
hätte — das hat Schwarzenberg auch nicht gethan, ſo lange Schmerling
Miniſter war. Ueberdies blieb ja der öſterreichiſche Erzherzog Johann auch
in der Gagern'ſchen Periode Reichsverweſer und damit Träger der Reichs—
gewalt. Wenn überhaupt, ſo mußte Schwarzenberg aufdieſe Perſönlichkeit
Rückſichtnehmen. Gewiß können auch in ſchweren Kriſen durch perſönliche
Beziehungen mancheSchritte erleichtert werden, aber die Klarheit und Beſtimmt—
heit in den großen Verhältniſſen darf nicht darunter leiden. Schmerling's
Rücktritt war eine Nothwendigkeit, es gehört zu den wichtigſten Verdienſten
Gagern's und ſeiner Freunde, daßſie ſich dieſer Erkenntnißnicht verſchloſſen
und ohne Rückſicht auf Klagen und Anklagen danach gehandelt haben.

G. erklärte vor dem Eintritt in das Amt dem Reichsverweſer: „daß ſeine
Wirkſamkeit als Miniſter ſich darauf richten werde, die Würde des Reichs—
oberhauptes der Krone Preußenserblich zu übertragen“ (Duncker, ZurGeſchichte,
S. 73, dazu die Erklärung Gagern's in der 137. Sitzung, 16. Dec. 1848,
Sten. Ber. S. 4228) und am 18. December entwickelte er dann in der
Nationalverſammlung ſein Programm, zugleich als das Programm des ge—
ſammten Reichsminiſteriums. Er begann (Sten. Ber. S. 4283) mit dem Satz:
„Ein Gefühl der Nothwendigkeit, ein heißes Verlangen durchdringt das Volk:
daß das Verfaſſungswerk ſchnell vollendet ſein möge“. Aus dem Gange der
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Dinge in Oeſterreich ſtellte er dann feſt, daß „Oeſterreich ..als in den zu
errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht eintretend zu betrachten“ ſei, und daß
„Oeſterreichs Unionsverhältniß zu Deutſchland mittelſt einer beſonderen Unions—
acte zu ordnen (ſei) und darin alle die verwandtſchaftlichen, geiſtigen, politiſchen
und materiellen Bedürfniſſe nach Möglichkeit zu befriedigen, welche Deutſchland
und Oeſterreich von jeher verbunden haben und in geſteigertem Maaße ver—
binden können“. Damit hatte G. die ſchwebenden Fragen in ihrem Kern
angefaßt und zur Entſcheidung geſtellt. Um dies Programm erhobſich des—
halb ein leidenſchaftlicher Sturm, namentlich von Seite der Oeſterreicher, der
Ultramontanen und der Particulariſten; der alte Gegenſatz der Linken und
der Conſervativen wurde vielfach verſchoben und durchbrochen, es fanden ſich
alte Gegner zuſammen und bisherige Freunde wurden getrennt. Schmerling,
jetzt Bevollmächtigter Oeſterreichs bei der Reichsregierung,ſuchte dieöſterreichiſche
Regierung zu bewegen, ihre Erklärung ſo zu mildern, daß ihre Abneigung
gegen eine den Wünſchen der Majorität entſprechende Reform der Bundes—
verfaſſung weniger beſtimmt hervortrete; er hatte aber wenig Erfolg, wurde
von ſeiner Regierung ſogar nurſchlecht unterrichtet und lud dabei den Verdacht
der Zweideutigkeit in ſteigendem Maaße auf ſich, der dann im März 1849 in
heftigen Scenen zum Ausdruck kam (Sten. Ber. 5945 und 6003).

G. ſuchte mit Schmerling ein gutes Verhältniß zu wahren undhielt auch
mit anderen abweichend denkenden Mitgliedern des Parlaments die Verbindung
aufrecht, aber er konnte nicht hindern, daß er von vielen auf dasheftigſte
geſchmäht und verläſtert wurde. Detmold, der noch am 19. November 1848
ſchrieb (Stüve-Detmold, S. 132), daß er mit G.ſehr befreundet ſei, erging
ſich bald in immer gröberen Angriffen gegen ihn. Detmold wargeneigt,
die Haltung Gagern's auf Beſeler's, Bunſen's und Anderer Einfluß zu ſchieben
Stüve⸗Detmold, 15. Dec. 1848, S. 147, 150, 154, 161, 167 uͤndſonſt).
Jürgens klagte über Gagern's Schwanken. Aber wasſo ſchien, kann doch
mehr nurinder liebenswürdigen Form gelegen haben, mit der G. den Anſichten
der früheren Freunde entgegenzukommen ſuchte: in der Hauptſache hielt G.
ſeinen Weg ganz feſt und erwies ſich gerade in dieſen Kriſen als der Führer,
auf den alle ſahen. Das bewies er der Erklärung des öſterreichifchen
Miniſteriums vom 28. December 1848 gegenüber, in der die Gegner eine
Abſchwächung des ProgrammsvonKremſier zu erkennen ſich bemühten, in den
Reden vom 11. Januar und vom 18. Januar (Sten. Ber. 4562 ff. u. 4646ff.).
Vamentlich in dieſer zweiten Rede trat er den unklaren Vorſchlägen der
Particulariſten und der Gefühlspolitiker mit dem größten Erfolge entgegen.
„Wennderoffene undehrliche Wille Oeſterreichs dargethan wird“, ſagte er,
„mit ſeinen deutſchen Provinzen in den Verfaſſungsſtaat einzutreten, den wir
mit den Eigenſchaften des Bundesſtaates zu bilden im Begriff ſtehen ... ich
würde es für die beſte That meinesLebens betrachten, wenn ich auch nur ein
Geringes dazu hätte beitragen können“.

Eine entſcheidende Wendung kam dann durch die Verkündigung der
öſterreichiſchen Verfaſſung vom 4. März 1849, welche alle habsburgiſchen Lande,
auch Ungarn, in dem Einheitsſtaate Kaiſerthum Oeſterreich ſo zuſammenfaßte,
daß den deutſch-öſterreichiſchen Ländern dadurch ein Theilnehmen an einem
deutſchen Bundesſtaate unmöglich gemacht wurde. Mitdieſer Thatſache mußte
ſich die Frankfurter Nationalverſammlung auseinanderſetzen. Siezerfiel damals
in drei Hauptgruppen, die ſich dann ſelbſt wieder aus mannichfaltig ver—
ſchiedenen Elementen zuſammenſetzten. 1. Die Erbkaiſerlichen. Sie wollten
das Programm Gagern's durchführen. 2. Die Großdeutſchen. Sie wollten
keine Verfaſſung gutheißen, an der Oeſterreich nicht theilnehme. Die meiſten
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Oeſterreicher und Baiern, dann Particulariſten aus den verſchiedenſten Staaten
und Ultramontane fanden ſich hier zuſammen. 8. Die Linke. Sie ſah in der
Oberhauptsfrage eine Verirrung, und benutzte den Streit der beiden anderen,
mehr conſervativen Gruppen, um dieVerfaſſung möglichſt demokratiſch zu
geſtalten. Unter den Großdeutſchen hatte Welcker einen bedeutenden Einfluß.
Noch am Abend des 11. März hatte er in der Parteiverſammlung den ver—
hängnißvollen Eindruck jener öſterreichiſchen Verfaſſung zu mildern und die
Folgerungen der Erbkaiſerlichen aus dieſer Verfaſſung zu bekämpfen geſucht.
Aber er kannte damals dieſe Verfaſſung noch nicht in ihrem Wortlaute As
ſie ihm dann nach Schluß jener Verſammlung,vielleicht erſt am Morgen des
12. März, zu Händen kam, überzeugte er ſich, daß G. doch Recht hatie, daß
Oeſterreich in einen deutſchen Bundesſtaat mit einer denbisherigen Beſchlüſſen
der Nationalverſammlung auch nurirgendwieentſprechenden Verfaſſung nicht
eintreten wolle: und nun zauderte er auch nicht, alle ſeine früheren Wünſche
fallen zu laſſen. „Die Zeit drängt“, ſagte er, „das übrige Deutſchland deſto
feſter, deſto ſtärker, deſto inniger zu vereinigen“. In diefem Sinne ſtellte er
am 12. März den Antrag: „Die geſammtedeutſche Reichsverfaſſung, ſo wie
ſie jetzt nach der erſten Leſung mit Berückſichtigung der Wünſche der Regie—
rungen von dem Verfaſſungsausſchuß redigirt vorliegt, wird durch einen einzigen
Geſammtbeſchluß der Nationalverſammlung angenommen, undjede etwa heil⸗
ſame Verbeſſerung den nächſten verfaſſungsmäßigen Reichstagen vorbehalten“.
Der Antrag wurdenach einer leidenſchaftlichen Debatte am 21. März ab—
gelehnt. Die Kaiſerpartei faßte dieſe Niederlage zunächſt als ein Vorzeichen
auf, daß ſie überhaupt die Majorität in der Verſammlung verloren habe
und G. nahm deshalb mit dem geſammten Miniſterium ſeine Entlaſſung (am
21. März). DerReichsverweſer bat nur, daß die Miniſter die Geſchäfte bis
zur Bildung eines neuen Miniſteriums weiterführen möchten, und indieſer
Stellung, als interimiſtiſcher Geſchäftsträger, hat G. dann bis zum 10. Mai
verharrt. Der Reichsverweſer fand bis dahin keine anderen Miniſter. Dieſe
größere Freiheit geſtattete G. an den Arbeiten eifrig theilzunehmen, durch
welche die Kaiſerpartei ſich aus ihrer Betäubung ſammelte undin den folgenden
acht Tagen die zweite Leſung der Verfaſſung beendete und ſie, wenn auch mit
einigen Abänderungen, zur Annahme brachte. Am 28. März wurde dann
Friedrich Wilhelm IV. als König von Preußen auf den Grunddieſer Verfaſſung
zum Kaiſer gewählt — und damitdasZielerreicht, das ſich G. und ſeine
Freunde geſteckt hatten. Die Majorität wurde hierbei nur geſichert durch
einen. am 26. März 1849 geſchloſſenen Vertrag Gagern's mit der von
Heinrich Simon geführten Gruppe der demokratiſchen Partei, durch den ſich
G. mit einer großen Zahl ſeiner Freundeverpflichtete, für das ſuspenſive Veto
und für das radicale Wahlgeſetz zu ſtimmen, wogegen Simonundſeine Freunde
ihre Stimmen für den Erbkaiſer und die Wahl des Königs von Preußen
zuſicherten. Auch hier opferte G. das Kleinere, um die Haupfſache zuſichern,
und er blieb feſt, obgleich er deshalb in der maßloſeſten Weiſe verdächtigt,
verhöhnt und verleumdet wurde.

Es war etwas Großes, es warein unvergeßlicher Markſtein in der Ent—
wicklung unſeres Volkes, daß die Reichsverfaſſung vollendet und Preußens
König zumerblichen Kaiſer des deutſchen Reiches erwählt wurde. Auch die
Gegner ſtanden unter dieſem Eindruck. G. aber und ſeine Freunde bewahrten
dieſe ſtolze Ueberzeugung zuverſichtlich auch dann noch, als der zur Zeit in
Preußen regierende König die Krone des Reiches nicht annahm. Die Gegner
jubelten und höhnten, die einen mitlegitimiſtiſchen, die anderen mit radicalen
Argumenten, aber in der Stille konnten ſie ſich doch des Gedankens nicht
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erwehren, daß mit dieſer Ablehnung Werth und Weſen der Reichsverfaſſung

und des Erbkaiſerthums nicht beſeitigt ſei, daß Gagern's Politik einen un—

geheueren Erfolg, einen unverlierbaren Ausdruck gewonnen, daß G. dem

politiſchen Denken ſeines Volkes reicheren und beſſer geklärten Inhalt und

Line fortwirkende Kraft verliehen habe. Zunächſt freilich kam für die Kaiſer—

partei eine ſchwere Zeit. Sie verlor faſt täglich an Anhängern, da die ge⸗—

mäßigten Leute anfingen aus der Verſammlung auszuſcheiden, und viele ſo

erſchöpft waren, daß ſie ſich ganz oder faſt ganz von den Kämpfen zurück⸗

zogen. DieLinke benutzte nun ihre ſteigende Macht zu den wildeſten Angriffen

gegen die Kaiſerpartei. Die Ablehnung der Krone durch Friedrich Wilhelm IV.

ſchien ihre ſchlimmſten Anklagen gegen die Fürſten zu rechtfertigen. Zugleich

ſtieg im Volke die Aufregung gegen die Fürſten, welche mit der Anerkennung

der Reichsverfaſſung zögerten, und die Linke des Parlamentshoffte, dieſe Auf⸗

regung zu einer allgemeinen Bewegung gegen die beſtehenden Regierungen

benutzen zu können. Diekleinen Fuͤrſten unterwarfenſich ſchnell, die Könige

dagegen ſträubten ſich, aber ſchon am 25. April ſah ſich der König von

Wurttemberg gezwungen, die Anerkennung der Reichsverfaſſung mitſammt dem

Erbkaiſerthum auszuſprechen und ſein Miniſter Römerſcheuteſich nicht, öffent⸗

lich zu erklären (22. April): „Wennſich die Könige von Baiern, Sachſen und

Haͤnnover nicht unterwerfen, ſo werden ſie ihre Völker dazu zwingen“.

G. durfte hoffen, daß Preußen ſelbſt ſeine Bedenken fallen laſſen werde,

nachdem alle Einzelſtaaten ihre Zuſtimmung erklärt haben würden, wenn es

nur gelinge, bis dahin die geſetzliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Um die

ungeheuere Bewegung des Volkes aufein geſetzliches Ziel zu richten, empfahl

G.deshalb am 4. Mai den Antrag: „Als den Tag der Eröffnung des erſten

deutſchen Reichstages den 22. Auguſt zu bezeichnen und die Wahlen dazu auf

den 185. Juli anzuſetzen“. Ferner den weiteren Antrag: Sobald Preußen

die Reichsverfaſſung anerkannt hat, „geht damit von ſelbſt die Würde des

Reichsoberhauptes gemäß 86sff. auf den zur Zeit der Anerkennung regierenden

König von Preußen über“. Bisdahin ſollte der Herrſcher des jeweils größten

der die Reichsverfaſſung anerkennenden Staaten als Reichsſtatthalter die dem

Kaiſer zuſtehenden Functionen ausüben. Zugleich ſuchte er die Linke zu be—

ruhigen und ſie zu hindern, der proviſoriſchen Centralgewalt Unmögliches

zuzumuthen und ihren Beſtand in Fragezu ſtellen, „denn ſie ſei zur Zeit der

einzige noch unbeſtrittene Ausdruck der Einheit“. Ausdieſem Gefühl heraus

hatte er auch die Bemühungen der Mohl und Simſonunterſtützt, welche den

Reichsverweſer bewogen, in ſeiner Stellung auszuharren, als er ſie nach der

Kaiſerwahl niederlegen wollte. Man hatdasgetadelt, weil der Reichsverweſer

ſpäter thatſächlich zu einem Werkzeuge Oeſterreichs wurde, um die Unions⸗

politik Preußens zu hindern, aber das geſchah doch nur, weil Preußen

ſchwankend war. Jedenfalls wurde ſo noch Raum gewonnen für die Verhand—

lungen und Maßregeln, welche die Ausſicht auf eine Durchführung der Reichs⸗

verfaſſung offen hielten. Maniſt heute geneigt, dieſe Hoffnung zu unterſchätzen.

Aber Muͤte April äußerte ſelbſt ein ſo leidenſchaftlicher Gegner Preußens wie

der ſpaͤtere Reichsminiſter Detmold, daß auch Baiern nicht feſt ſei im Wider⸗

ſtande und daß manſich in Berlin doch vielleicht zur Annahmeentſchließe.

Undderöſterreichiſche Geſandte Graf Prokeſch-Oſten ſchrieb gar noch im Mai

ähnlich aus Berlin.
Aber durch alle dieſe Hoffnungen machte bald die Revolution einen Strich,

welche ſich namentlich in der Pfalz, in Baden und in Dresden, aber auch in

einet Reihe von preuͤßiſchen Städten erhob, um die Durchführung der Reichs—

verfaſſung zu exrzwingen. Die Linke des Parlaments wollte dieſe Erhebungen
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für legitim und die Fürſten für Rebellen erklären. Die Revolution ſollte im
Schutz des Parlaments und unter ſeiner Leitung die Reichsverfaſſung durch⸗
führen. G. und ſeine Freundeſetzten ſich dem entgegen, aber ſie bonmen doch
nicht umhin die Volksbewegung zu Gunſten der Reichsberfaſſung gutzuheißen,
ſie forderten nur, daß dieſe Bewegung ingeſetzlichen Bahnen bleibe. Sie
ſcheuten ſich ſogar nicht, das Einrücken preußiſcher Truppen in Sachſen und
ihre Unterwerfung der Stadt Dresden, welche ſich im Namen der Reichs⸗
verfaſſung erhoben hatte, zu tadeln, freilich nur oder mehr nur als einen
Eingriff in das Gebiet der Centralgewalt: aber ſie widerſtanden tapfer dem
maßloſen Wüthen und Toben der Karl Vogt und Genoſſen und Anträgen
wie dem von Wirth aus Sigmaringen: „Dasdeutſche Volk ſei zu den Waffen
zu rufen und aufzufordern, die rebelliſchen Fürſten zu vertilgen“. Indieſen
Kämpfen ſtand G. in der vorderſten Reihe, und als die Radicalen am 7. Ra
1849 ſeine feierlicheMahnung, nicht zu vergeſſen, daß Preußen ein deutſcher
Bruderſtamm ſei, verlachten, da rief er: „Buben lachen darüber“. Den
Ordnungsruf des Präſidenten nahm erbeſcheiben hin und ſo, daß die Gegner
des Triumphes vergaßen undſich ſelbſt ſchamen mußten (Sten. Ber. S. 6458).

Gerade damals zeigte Preußen wieder (durch eine Denkſchrift vom 9. Mai),
daß es den Grundgedanken von Gagern's Programm gern durchzuführen wünſchte:
aber die Stellung Gagern's in Frankfurt wurde raſch unhaltbare Er führte die Ge—
ſchäfte ſeitdem 21. März nur „interimiſtiſch“, aber doch als wirklicher Leiter
der Politik, in ſeinem eigenen Geiſte, und der Reichsverweſer fügte ſich, ſo un—
bequem es ihm als Oeſterreicher etwa auch ſein mochte, den Fürſten, welche
ihr Land der Reichsverfaſſung unterwarfen, ſeinen Dank auszuſprechen. Aber
wie die Majorität der Erbkaiſerpartei zuſammenſchwand, da erhoben ſich auch
die großdeutſchen Tendenzen des Reichsverweſers zu erneuter Stärke. G—
brachte die Sache zur Entſcheidung, indem er am 8 Mai 1840 dem Reichs⸗
verweſer ein Programm des Miniſteriums zur Durchführung der Reichs⸗
verfaſſung auf geſetzlichem Wege vorlegte. Da der Reichsverweſer es ablehnte,
ſo gaben die Miniſter am 10. Mai von neuem ihre Aemter in die Hand des
Reichsverweſers zurück (Sten. Ber. S. 6496). Es ſchien, als ob es dem Reichs—
verweſer nicht gelingen werde, ein Miniſterium zu bilden, aber am 16. Mai
fand er in Graͤvell und Detmold den Kern eines neuen Miniſteriums, das
zwar faſt von dem ganzen Parlament mit Hohn und Spott aufgenommen
wurde, das aber doch dem Reichsverweſer die hinreichende Stütze gewährte,
um ſich bis in den Herbſt zu behaupten und nach mancherlei Seiten hin
Einfluß zu üben. Indieſen Tagenſteigerte ſich der Einfluß der radicalſten
Elemente in der Verſammlung ſo, daß G. und ſeine Freunde keine Möglichkeit
mehr hatten, einen nützlichen Einfluß zu üben und bei den Verhandlungen
über das Programm des Miniſteriums Graevell-Detmold ſowie aus Anlaß
der preußiſchen Verordnung vom 14. Mai, welche das Mandat der im preußiſchen
Staate für die deutſche Nationalverſammlung gewählten Abgeordneten fur
erloſchen erklärte und ihnen jede weitere Theilnahme an den Verhandlungen
verbot, kam es namentlich am 16. und 18. Mai zu bedeutenden und theilweiſe
ſehr heftigen Debatten. Auch ſehr ruhige und keineswegs radical geſinnte
Abgeordnete aus Preußen wie Arndt, Dahlmann, Droyſen, Stenzelbeſtritten
der preußiſchen Regierung das Recht, einen derartigen Befehl zu erlaſſen, und
dieſer Umſtand ſchien einen Augeunblick wieder eine Bruͤcke der gemeinſamen
Auffaſſung zwiſchen ihnen und der Linken herzuſtellen, aber in den nächſten
Tagengeſtaltete ſich die Verſammlung unter der Herrſchaft der Linken — in
den Beſchlüſſen vom 19. Mai über die Wahleines Reichsſtatthalters — mehr
und mehr zu einem auch die Regierung an ſich reißenden Convent und deshalb
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erklärten am 21. Mai 1849 81 Abgeordnete ihren Austritt. Darunter 65
mit einer gemeinſamen Begründung, unter ihnen G., Simſon, Dahlmann und
die anderen Führer der Erbkaiſerpartei, von der nur noch 30 zurückblieben.
Sie führten aus, „daß die Reichsverfaſſung vom 28. Märzdereinzige unter
den gegebenen Verhältniſſen zu erreichende Ausdruck einer friedlichen Löſung
und einer Verſöhnung der Intereſſen und Rechte der verſchiedenen deutſchen
Stämme, Staaten und Dynaſtien war, daß in Ermangelung eines von den
Regierungen vorgelegten Verfaſſungsentwurfes und bei der Schwierigkeit, die
vielen unter ſich widerſtreitenden Intereſſen zu einer Vereinbarung zu bewegen,
die conſtituirende Nationalverſammlungeineſchiedsrichterliche Stellung zwiſchen
Regierungen und Völkern einzunehmen berufen war, und daß keine andere
Macht erſetzen kann, was in dem Bewußtſein der Nation als der freie Ausdruck
ihrer Selbſtbeſtimmung bereits gewurzelt hat. Nach der Berufung der
mächtigſten deutſchen Krone an die Spitze des neuen Bundesſtaates, nach der
darauf folgenden Anerkennung von 29 Regierungen und der wachſenden Zu—
ſtimmung der großen Mehrzahldergeſetzlichen Organe in den übrigen deutſchen
Staaten war nur das Eintreten des erwählten Reichsoberhauptes zu erwarten,
um die Durchführung der Reichsverfaſſung auf einem glücklichen undfriedlichen
Wege zu ſichern. Vondieſer Ueberzeugunggeleitet, haben die Unterzeichneten
bisher zu allen Beſchlüſſen mitgewirkt, welche die Anerkennung der Reichs—
verfaſſung in jedem Einzelſtaate durch die landesverfaſſungsmaͤßigen Mittel
und durch die Macht der öffentlichen Meinung herbeiführen konnten, zuletzt
noch zu dem Beſchluſſe vom 4. Mai, welcher das Ausſchreiben der Wahlen
zum erſten ordentlichen Reichstage einleitet. Zu ihrem tiefen Schmerze haben
ſich die Ereigniſſe anders geſtaltet und die Hoffnungen desdeutſchen Volkes
drohen ſo nahe der Erfüllung zu ſcheitern“. Denn auf der einen Seite hätten
ſich vier Regierungen, darunter die preußiſche, vereinigt zur Ablehnung der
Reichsverfaſſung, auf der anderen aber ſuche eine revolutionäre Bewegung aus
der Reichsverfaſſung die Beſtimmung über die Oberhauptsfrage zubeſeitigen.
Zwiſchen dieſen Parteien drohe der Bürgerkrieg. In dieſer Lage „haben die
Unterzeichneten die Ueberzeugung gewonnen, daß die Reichsverſammlung in
ihrer gegenwärtigen Lage und Zuſammenſetzung, wobei ganzeLandſchaften nicht
mehr vertreten ſind, dem deutſchen Volke keine erſprießlichen Dienſte mehr zu
leiſten vermag“. Indieſer Erwägunghättenſie ſich zu dem Entſchluſſe ver—
einigt aus der Verſammlung auszuſcheiden.

Mit dieſem Acte endete Gagern's Frankfurter Zeit, aber noch nicht der
Kampf für das Reich; in Gotha (Juni 1849) und auf dem Unionsparlament
in Erfurt (März, April 1850) hat er weiter dafür geſtritten. Dann trat er
als Majorindieſchleswig-holſteiniſche Armee ein, um von dem Vaterlande
wenigſtens die Schmach abwenden zu helfen, die hier drohte. Aber Preußen
und Oeſterreich machten dem Kampfe bald ein Ende (Anfang 18531). In
dieſen Jahren 1848 -50 hatte G. eine ungemeine Stellung eingenommen und
ſein Name wurdeinallen Theilen Deutſchlands mit Verehrung genannt. Wir
ſahen, daß er im November 1848 in Berlin wie eine Macht empfangen
wurde, ſeine Reiſe zur Jubelfeier der Grundſteinlegung des Kölner Domes
(Auguſt 1848) war ein Triumphzug, undalsſich die Genoſſen der Kaiſerpartei
am 26. Juni 1849 in Gotha verſammelten und nach lebhaften Berathungen
den Beſchluß faßten, für die von Preußen auf Grund des Dreikönigsbündniſſes
vom 26. Mai1849veröffentlichte Verfaſſung einzutreten, weil in ihr doch das
Weſentliche der Reichsverfaſſung erhalten ſei,da wurde G. wiederum auch von
ſo ſelbſtbewußten Männern wie Simſon (Ed. v. Simſon, S. 220) und Mathy
(Go Freytag, Karl Mathy, S. 828) als der allgemeine Führer und der
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eigentliche Repräſentant der deutſchen Einheitsbewegung gefeiert. Die größten
Huldigungen wurden G. aber bereitet, als er im October 1849 nach Bremen
fuhr, um bei der Taufe eines großen Handelsſchiffes auf den Namen Heinrich
v. Gagern zugegen zu ſein. Auf der Fahrt, dann in Bremen, Hamburg und
Kiel, überall wurde G. mit der größten Begeiſterung gefeiert, die Schiffe im
Hafen hatten geflaggt, und als er eine amerikaniſche Fregatte beſichtigte, die
vor Bremerhaven lag, da ließ der Kapitän ihm zu Ehren 21 Salutſchüſſe
abfeuern und erwies ihm undſeinen Begleitern auch ſonſt Ehren wie dem
Fürſten des Landes.

In der folgenden Zeit der Reaction lebte G. als Privatmann in Heidel—
berg und bewahrte treu ſeinen Glauben an die Zukunft ſeines Volkes, ſo
daß er in dem Leben ſeines bei Kandern gefallenen Bruders Friedrich die
politiſche Bewegung Deutſchlands in demſelben Geiſte ſchildern konnte, in dem
er einſt daran theilgenommen hatte (vgl. beſonders Leben des Generals IV,
S. 691776). Esfehlte ihm auch in dieſer Zeit nicht an gelegentlichen
Anerkennungen. So überreichten ihm 1882 am 31. Auguſtſeine Verehrer in
Heidelberg eine Gedenktafel und bei dem folgenden Feſtmahlſprach G. in würdiger
Weiſe von der Grundloſigkeit der Angriffe, welche die Republikaner gegen die
Politik der Erbkaiſerpartei richteten, das deutſche Volk ſei in ſeiner großen Mehr—
heit monarchiſch geſinnt. Er warnte auch vor Verzweiflung an der Zukunft und
zeigte, daß er ſeine alte Hoffnung auf das Kommendes Reiches lebendig zu
erhalten wußte (Augsburger Allgemeine Zeitung, 31. Auguſt 1882, Nr 24
S. 3890). Aberfreilich erfuhr G. doch auch damals ſchon, wie unbeſtändig
die Gunſt der Mengeiſt, und zwar in hohem Maaße. In der Vorrede zu dem
erſten Bande des Lebens ſeines Bruders Friedrich, die vom 15. Februar 1886
datirt iſt, hat ſich G. darüber ausgeſprochen. Er habe mit der Herausgabe
des Lebens zum Theil deshalb gezögert, weil ſich auf die von ihm in den
Kämpfen vertretene Mittelpartes nach dem Scheitern des Werkes der Haß der
Exrtremen von rechts und links geſtürzt habe. Zu ihnen hätten ſich die
Schwankenden geſellt, die es dann „für ihre gegebene Rolle“ halten „die
wirklichen oder vermeintlichen Fehler und Schwächen der früheren Parteigenoſſen
um ſo lauter zu verkünden, je mehr ihnen daran liegen wird, bei der neuen
Partei den bezeigten Eifer für die frühere vergeſſen zu machen Unter ſolchem
vae victis verfiel der Name G. für längere Zeit einer um ſoverbreiteteren
und erbitterteren Ungunſt, je betäubender für die Menge der Rauſch der voraus—
gegangenen Gunſtbezeugungen geweſen war, bei denen jedoch der, dem ſie
hauptſächlich galten, ſich bewußt iſt, ſo nüchtern und unbeirrt als ſpäter un—
verbittert geblieben zu ſein. Das Andenken des Bruders unter dieſer ver—
breiteten Ungunſt gegen den Namennicht mitleiden zu laſſen — das war die
Urſache, der bisherigen Zögerung, meine Schulde gegen ihn abzutragen“
Beiſpiele ſolchen Umſchwungs im Urtheile über G. bietet A. Reichenſpergers
Schilderung über Gagern's Auftreten in Erfurt, Unionsparlament April 1850
(Vaſtor, Aug. Reichenſperger J, 824): „Herr v. G.tragirte, geſticulirte klaſſiſch
wie immer; die hohen Brauen und die Löwenſtimme thaten ihre Schuldigkeit
nach wie vor — der Mann wareinmal zu groß; jetzt nachdem die Stelzen
unter ihm abgeſchnitten ſind, erſcheint er vielleicht zu klein“. Im September
1848 hatte aber Reichenſperger von Gagern's Redegeſchrieben; Unſer
herrlicher Präſident hat eben in einer wahrhaft erſchütternden Rede den Eindruck
der letzten Stunde geſchildert“. ib. J. 264. Soändertſich für Reichenſperger das
Urtheil, ſobald ſich der Standpunkt ändert. 1848 war ihm G. der Führer
im Kampf gegen die Anarchie, 1850 der unbequeme Kämpfer für die den
ultramontanen unbequeme Hegemonie Preußens in Deutſchland. Gagern's
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Begeiſterung für ſein Ideal erſchien dem Gegner als Phraſe, als ſinnloſe Auf—
regung. Aus jenen Tagen ſtammtauchdie ähnliche, nuͤr noch weniger gerechte
Schilderung Bismarck's (Gedanken und Erinnerungen J, 67).

Als im J. 1855 Max v. Gagern, der jüngere Bruder Heinrich's, in
öſterreichiſche Dienſte trat, und zwar in das Miniſterium der auswärtigen
Angelegenheiten, ſchien dieſer Vorgang dem preußiſchen Miniſter v. Manteuffel
wichtig genug, darüber eine Denkſchrift entgegenzunehmen (bei Poſchinger,
Unter Friedrich Wilhelm IV. Die Denkwürdigkeiten des Miniſters v. Man—
teuffel II, 439)., Darin wurde ausgeführt, daß Max v. G.die ihm ſchon
aus wirthſchaftlichen Gründen ſehr erwünſchte Stellung nicht ohne weiteres
angenommen habe, ſondern erſt, nachdem er mit Hülfe des Bruders Heinrich
eine Erklärung abgegeben hatte: daß er den ihm mit dem Bruder gemein—
ſamen politiſchen Ueberzeugungen und dem „mit dem Familiennamen ver—
webten Streben für Deutſchlands Geſchicke, wenn auch unter anderer Form“,
unwandelbar treu ſein werde. Er könne das Amt nur annehmen, wenn ihm
dies nicht unmöglich ſein würde. Der Miniſter Buol habé die Erklärung
ruhig hingenommen. Wenn dem ſo war, ſohatte der Miniſter richtig ge⸗
rechnet. Eine ſolche Erklärung konnte den Bruder Max v. G. nicht davor
ſchützen, von den Intereſſen der öſterreichiſchen Politik beherrſcht zu werden,
und dieſe Thatſache wird auch nicht ohne Einfluß auf die ſpätere Wendung
Heinrich's v. G. geweſen ſein. Ob aber die Erzählung genau iſt und wieſich
Heinrich v. G. im einzelnen dabei verhielt, das kann man erſt unterſuchen, wenn
die Familie aus dem litterariſchen Nachlaß Gagern's genügendes Material zur
Geſchichte ſeines Lebens in dieſen ſpäteren Jahren milttheilen wird.

In die laute Oeffentlichkeit trat G. noch einmal wieder, und zwar, als
ſich nach etwa zehnjähriger Reaction um 1860 die nationale Bewegung von
neuem in Deutſchland erhob. G. fand ſich Ende September auf dem Ab—
geordnetentage von Weimar ein, der nach dem Muſter des Vorparlaments
von 1848 Mitglieder der Volksvertretungen derverſchiedenen deutſchen Staaten
vereinigte und mit Nachdruck ausſprach, daß das deutſche Volkſich nicht be—
gnügen könne mit dem Bundestag. Auf der Verſammlung in Weimarüber—
wog die einſt von G. in Frankfurt zum Siege geführte Partei, welche die
Reform des Bundes im Geiſte der Reichsverfaſſung von 1849 anſtrebte, und
in dem 1859 gegründeten Nattonalverein eine zeitgemäße Vertretung gefunden
hatte. Aber auch die großdeutſche Richtung war vertreten, und einer ihrer
Hauptredner war nun Heinrich v. G. Ererklärte: nach den dermaligen Ver—
hältniſſen könne die Centralgewalt nur eine von Preußen und Oeſterreich ge—
meinſam geführte ſein. Er hat danndieſe Anſicht vier Wochen ſpäter auf
der ähnlichen, aber aus Süddeutſchland und Oeſterreich ſtärker beſuchten Ver—
ſammlung zu Frankfurt a. M., auf der der großdeutſche Reformberein ge—
ſchaffen wurde, noch näher ausgeführt. G. wurde mit großem Jubel empfangen
als er die Tribüne betrat, und er rechtfertigte hier am 28. October und dann
noch ausführlicher am 29. October den Wechſel ſeiner Anſichten. Im Jahre
1848/49 habe Oeſterreich dem deutſchen Bundesſtaate nicht anders als mit
allen ſeinen Provinzen beitreten wollen. „Nicht einmaleiné ideale Scheidungs—
linie zwiſchen Deutſch-Oeſterreich und den übrigenöſterreichiſchen Provinzen haäbe
man damals ziehen wollen.“ Jetzt habe Heſterreich durch ſeinen Miniſter
Rechberg für ſeine deutſchen Provinzen die Vertretung am Bundeverlangt,
und „wie damals 1848/49 der kleindeutſche Gedanke, einem Lückenbüßer gleich,
entſtand, ſo wird er jetzt wieder weichen müſſen. Damitrechtfertigt ſich auch
meine Rückkehr zum Geſammtdeutſchthum“ (Augsb. Allg. Ztg., 29. Oct. 1862
S. 8030).

Allgem. deutſche Biographie. XLIX. 48



674 Nachtrag: Gagern.

G. unterſtützte den Gedanken einer Delegirtenverſammlung an Stelle
des von der Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 geforderten Reichstags,
aber er wünſchte dieſe Delegirtenverſammlung in zwei Kammern, miteinem
aus ariſtokratiſchen Elementen zuſammengeſetzten Oberhauſe. Zubeachteniſt,
was er weiter hinzufügte. „Nicht ich werde dort vertreten ſein, der dort
vertretbaren Ariſtokratie gehöre ich nicht an. Ich ſpreche hier als Demokrat.
Eine vaterlandsliebende Ariſtokratie muß herbeigezogen werden. Die Dele—
girtenverſammlung darf dasariſtokratiſche Oberhaus nicht abſchneiden. Der
Ariſtokratie darf ihre Betheiligung nicht ſyſtematiſch vorenthalten bleiben. Ich
führe Oeſterreichs Beiſpiel an, Oeſterreichs, welches wir feſt an unsfeſſeln
wollen. Es hatnoch eine Ariſtokratie, welche das mächtigſte Band bilden
wird zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland.“ Wieweit hier die Worte Gagern's
genau wiedergegeben ſind, wage ich nicht zu ſagen, aber der Sinn iſt unzwei—
deutig. Nicht ganz ſo bei dem folgenden Schlußdes Berichts, der deshalb auch
wegbleiben mag (Allgem. Zeitung 1862, II, 5014). Dieſer Antrag fand nur
wenig Beifall, aber G. erſchien doch als einer der Führer dieſer großdeutſchen
Bewegung. Er wurde auch in die Statutencommiſſion des Reformvereins
gewählt. Ueber ſeine Thätigkeit für den Verein und weiter in der Zeit des
Fürſtencongreſſes 1863, während des däniſchen Kriegs und dann während der
Kriſen von 1866 und 1870iſt erſt zu urtheilen, wenn die Familie das
Material veröffentlicht. Hier iſt nur feſtzuſtellen, daß die Art, wie G.ſeinen
Uebertritt in das großdeutſche Lager rechtfertigte, einen würdigen Eindruck machte
und eine gewiſſe perſönliche Berechtigung hat, daß ſie aber eine nähere Prüfung
nicht verträgt. G. hatte 1848 nur ſchwer auf Oeſterreichs Theilnahme an dem
Bundesſtaate verzichtet, nur in der durch ſeine Auffaſſung der geſchichtlichen Ent—
wicklung und begründeten Ueberzeugung, daß Oeſterreich in einen Bundesſtaat,
wie ihn dasdeutſche Volk erſehne, nicht eintreten könne. Dabei half ihm die
Thatſache, daß Oeſterreich in den Jahren 1848,49 vor allem durch die Ver—
faſſung vom 4. März 1849 kundgab, daß esſeinen deutſchen Provinzen nicht
geſtatten wolle, ſich an einem ſolchen deutſchen Bundesſtaate zu betheiligen.
Noch 1856 hatte G. dieſe Anſicht in dem Leben des Bruders J, 422ff., be—
ſonders S. 440 näher ausgeführt und begründet. Wenner 1862dieſe Gedanken
deshalb fallen ließ, weildie öſterreichiſche Regierung erklärte, ihre deutſchen
Lande ſollten an einer Delegirtenverſammlung am Bunde unddamitaneiner
Reform des deutſchen Bundes im Sinnederpatriotiſchen Wünſche des Volkes
theilnehmen,ſo erſcheint es auffallend, daß G. auf die Erklärung eines Miniſters
ſo großes Gewicht legte, während doch Oeſterreich kurz vorher (Febr. 1861) eine
Verfaſſung erhalten hatte, die alle Provinzen der Monarchie, auch Ungarn, in
einem für die großen Fragen derPolitik einheitlichen Geſammtſtaat zuſammen—
faßte. Dieſe Verfaſſung hätte G. von dem Gedanken eines Verſuchs, wie ihn
1862 der großdeutſche Reformverein plante, ebenſo fern halten müſſen, wieeinſt
die Verfaſſung vom 4. März 1849. Dieſe Erwägungen legen es nahe, anzu—
nehmen,daßallerlei perſönliche Erfahrungen und Einflüſſe bei dieſer Entſcheidung
mitwirkten. Der Einfluß des Bruders Marx,confeſſionelle Verhältniſſe, denn
G. war miteiner Katholikin verheirathet und ließ ſeine Kinder katholiſch er—
ziehen, vor allem aber wol die Enttäuſchungen, die Preußen ſeit 1849 ſeinen An—
hängern bereitet hatte und damals (1862) bereitete. G. ſtand dem Conflict des
Abgeordnetenhauſes mit dem Miniſterium ruhiger gegenüberals die meiſten ſeiner
Freunde, er warnte auf der Verſammlung in Weimarvoreinſeitiger Parteinahme
für die preußiſche Fortſchrittspartei (28. Sept. 1862), aber er betonte damals
doch den Gegenſatz der Süddeutſchen gegen das „ſpecifiſche Preußenthum“ſtärker
als einſt (Keben J, 448). Doch genug, esiſt nicht möglich dieſe Wandlung
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näher zu prüfen, ehe nicht reicheres Material zu Geboteſteht. Jedenfalls
aber handelte G. damals wieeinſt nach ſeiner Ueberzeugung.

Die Jahre 1864, 1866 und 1870 zeigten, wie ſehr er ſich 1862 geirrt
hatte: es wurde das Deutſche Reich errichtet auf den bon G. einſt mit dem
größten Erfolg geklärten und vertheidigten, dann aber ſeit 1862 bekämpften
Grundlagen, und durch den Parteiwechſel wurde es G. nun unmöglich gemacht
an den großen Aufgaben der Zeit in einer maßgebenden Stellung theilzu⸗
nehmen, die ihm ſonſt ebenſowenig gefehlt haben würde wie ſeinem Freunde
Simſon. Aber auch in der gegnerifſchen Gruppe gelangte G. nicht zu größerer
Bedeutung. Nach einer Mittheilung R. v. Mohl's machten es ihm ſeine
finanziellen Verhältniſſe wünſchenswerth wieder ein Amt zu erhalten, und da
übernahm er den Poſten eines heſſiſchen Geſandten in Wien (1864-72, nach
G. Mollat, Reden und Redner des erſten deutſchen Parlaments) Damt ug
er in den Dienſt des Miniſteriums Dalwigk, das der Verwirklichung des
einſtigen Gagern'ſchen Programms mit beſonderer Hartnäckigkeit widerſtrebte,
auch durch Nachgiebigkeit gegen die Ultramontanen in den Kreiſen der ehe⸗
maligen Freunde Gagern's in ſchlechtem Anſehn ſtand. Robert v. Mohl, der
den Freundindieſer Zeit öfter ſah, konnte ſich einer ſchmerzlichen Theilnahme
nicht erwehren, daß Heinrich v. Go,ein Vertreter und Ausführer der Politik
Dalwigk's“ werden mußte. „Indieſer Stellung hatte er es denn wohlnicht
ablehnen können“, fügt Mohl hinzu, „eine von der Regierung gewünſchte Wahl
in die Zweite Kammer anzunßehmen, wo er nun als Hauptredner für die
Regierung auftrat. Der hierin liegende Contraſt mit ſeinem früheren lang—
jährigen Wirken in dieſer Kammerſelbſt und im Jahre 1848 an der Spitze
des Staats warallzugroß, als daßesnichtviele peinlich berührt hätte, und
ich müßte mich ſehr taͤuſchen, wenn Gagern esnicht gefuͤhlt hätte“ (Mohl I,

5 f). Imganzen wirddies Urtheil zutreffen, aber im einzelnen wird
man ſich doch hüten, jede Unterſtützung der Regierung Dalwigk's als ſolchen
Knechtsdienſt zu behandeln. Als G. (Anfang Juni 1867) den Antrag Gold⸗
mann-Hallwach's auf Eintritt von ganz Heſſen in den norddeutſchen Bund
mit einem andern bekämpfte, der ſich mehr der Anſicht der Regierung näherte,
hatte er die Logik der Thatſachen auf feiner Seite Was vertrat, war
auch nach Bismarck's Anſicht von der Lage der Dingegeboten.

Unter dieſen Verhältniſſen ſank G. raſch in Vergeſſenheit und zwar ſo
vollſtändig, daß ſelbſt ſein Tod (22. Mai 1880) von den meiſten Zeitungen
nicht gemeldet wurde, die ſonſt ſelbſt untergeordneten Größen uinen Nekrolog
weihten. Sogar die Augsburger Allgemeine Zeitung ſchwieg zunächſt, erſt am
26. Maibrachte ſie einige Zeilen, aber dieſe Zeilen waren ganz nichtsſagend
und beweiſen vollends, wie Heinrich v. G. ſeinen Ruhm überlebt hatte. Die
Nachwelt darf ſich dadurch nicht irren laſſen. Heinrich v. G. gehört trotzdem
zu den einflußreichſten und zu den edelſten unter den Männern, welche
Deutſchland aus derpolitiſchen Zerſplitterung des Bundestags erlöſt und in
die Bahnen einer freieren und geſunderen Entwicklung geführt haben. Sein
Schickſal war tragiſch, aber das iſt das Schickſal der Helden in der Regel.

Heinrich von Gagern, Das Leben des Generals Friedrich von Gagern.
Leipzig und Heidelberg 1856/57, 8 Bde. — DieLitteratur über die Jahre
1848 u. 1849. — Die Biographien und Aufzeichnungen ſeiner Mitarbeiler
u. Freunde wie Haym, Mar Duncker, — R. v. Mohl, Lebenserinnerungen, —
Georg Beſeler, Erlebtes u. Erſtrebtes, — Eduard v. Simſon, Erinnerungen
aus ſ. Leben. Sodann G. Stüve, J. C. B. Stüve, — G. Stüve, Briefwechſel zw.
Stüve u. Detmold in d. J. 1848—1850. Haunover 1908 (Quellen u. Dar—
ſtellungen z. Geſch. Niederſachſens XIII). — Mollat, Reden u Redner d. erſten
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deutſchen Parlaments, 1898,ein vortreffliches Hülfsbuch. — Bibliothek polit.
Reden aus d. 18. u. 19. Jahrh. Berlin 1848 ff. Der dritte Band enthält
biogr. Notizen über Gagern und ſeine Rede über die Grundſätze des con—
ſtitutionellen Staatsprincips vom 9. Mai 1884; dervierte die Rede uͤber
die Geſchwornengerichte 1886. — Dazu die kurzen Artikel d. Converſations⸗
lexica, Biedermannis Artikel: Die Freiherren von Gagern (in Rotteck u.
Welcker, Das Staatslexikon, 8. Aufl., 6. Bd. [18621, S. 73; Häuſſer's
Artikel: Deutſche Nationalverſammlung (in Bluutſchli u. Brater, Deutſches
Staatswörterbuch. Stuttg. u. Lpz. 1862, Bd. 7, S. 161 ff. beſ. S 174
— Dazu Zeitungen u. der Europäiſche Geſchichtskalender von Schultheß f.
1862 und 1867. — Den Rahmenderpolitiſchen Geſchichte dieſer Periode
gibt meine Politiſche Geſchichte Deutſchlands im 19. Jahrh. Berlin 1900.

G. Kaufmann.
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